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Oskar Weggel

Südchina: Hort des Widerstands 

gegen Beijing (4. Teil)

Ansätze zu wirtschaftlicher Entkoppelung

China bietet nicht nur Lösungen an, 

sondern schafft auch Probleme, weil es 

in der Rechten den Palmzweig des 

Friedens, in der Linken aber ein gan­

zes Bündel von Waffen darbietet. All­

zulange auch hat es kriegerischen Kon­

trahenten in Nahost zur gleichen Zeit 

Waffen geliefert und so auf makabre 

Weise seine drei "Prinzipien" verwirk­

licht, nämlich Waffen nur zum Zweck 

der Selbstverteidigung zu liefern, nie­

mals die regionale Waffenbalance zu 

beeinträchtigen und sich davor zu hü­

ten, mit Hilfe der Waffenverkäufe Ein­

fluß auf die inneren Angelegenheiten 

der Kombattanten zu nehmen.

War - und ist - China also hilfsbereit 

oder nur zynisch? Ganz gewiß ist es für 

die nahöstlichen Länder ein Freimd, 

vor dem man sich in Acht zu nehmen 

hat.
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Vorspann

Im l.Teil der "Südchina"-Serie wurde 

der im offiziellen chinesischen Ver­

ständnis tabuisierte Gegensatz zwi­

schen Nord und Süd aus historischer 

Perspektive dargestellt. Dieser vertikal 

(geschichtlich) orientierten Beschrei­

bung folgte im 2.Teil eine horizontale 

Dimensionierung, wobei vor allem kul­

turelle - und auch einige wirtschaftli­

che - Gesichtspunkte im Vordergrund 

standen. Der 3.Teil galt der Suche 

nach einem "südlichen" Wertesystem, 

das irgendwo in der Mitte zwischen 

nördlicher Tradition und dem extrem 

"südlichen", z.T. schon unter westli­

chem Einfluß stehenden Sonderfall 

Hongkong angesiedelt ist.

Regionalpolitischer Widerspruch Nr.l: 

Schwanken zwischen wirtschaftlicher 

und sozialer Orientierung

Im 4.Teil geht es nun darum, regionali- 

stischen Schwerpunktverlagerungen 

nachzugehen, wie sie sich mit Blick auf 

die Zukunft schon heute abzuzeichnen 

beginnen. Es soll also vor allem von 

den zentrifugalen Tendenzen Südchi­

nas die Rede sein.
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1

"Entkoppelung"

Ziel der nachfolgenden Darstellung ist 

es, Hinweise auf eine zunehmende 

wirtschaftliche "Entkoppelung" vor al­

lem der südostchinesischen Provinzen 

zusammenzutragen. Mit diesem Be­

griff ist, worauf nachdrücklich hinge­

wiesen sei, nicht eine administrative 

Abkoppelung gemeint. Die politischen 

Zustände der 30er Jahre dürften der 

Vergangenheit angehören. Wirtschaft­

lich jedoch möchten Provinzen wie 

Guangdong, Zhejiang oder Fujian den 

Rücken frei haben. Wenn ihnen die 

Zentrale nicht allzusehr in die Quere 

kommt, können sie mit der Einbindung 

in die Volksrepublik auch weiterhin gut 

leben. Doch sind sie inzwischen offen­

sichtlich fest entschlossen, nach ihren 

eigenen Gesetzen zu handeln; haben sie 

doch in den 10 Jahren zwischen 1979 

und 1989 nicht nur der Beijinger Füh­

rung, sondern vor allem sich selbst be­

wiesen, was sie leisten können, wenn sie 

nur einmal genügend gefordert und mit 

den zur Problembewältigung nötigen 

Freiheiten ausgestattet sind. Guangdong 

beispielsweise konnte in dieser Dekade 

das Pro-Kopf-BSP vervierfachen und 

gleichzeitig seine Wirtschaft in das 

Netzwerk des ostasiatischen Raums ver­

flechten.

Dies ist eine Erfahrung, die nicht ein­

fach per Dekret wieder aus der Welt ge­

schafft werden kann, sondern stimulie­

rend weiterwirkt und Emanzipationsvor­

stellungen nährt.

Die Emanzipationsbestrebungen süd­

chinesischer Provinzen vom Format 

Guangdongs, Fujians oder Zhejiangs 

unterscheiden sich erheblich von denje­

nigen Tibets oder Xinjiangs. Während 

die "Autonomen Regionen" in Westchi­

na auf administrative Abkoppelung und 

auf Unabhängigkeit als Staat oder zu­

mindest als wirklich "Autonome" Regio­

nen drängen, geht es den vitalen südchi­

nesischen Provinzen eher um eine bloß 

wirtschaftliche Entkoppelung, also um 

ein Abstreifen jener wirtschaftspoliti­

schen Stricke, mit denen das zentrali­

stisch ausgerichtete Beijing die südchi­

nesischen Einheiten immer wieder an 

sich zu binden versucht. Bei genauerem 

Hinsehen wirken diese Entkoppelungs­

versuche Südchinas allerdings wesent­

lich subversiver und gefährlicher als die 

Selbstbefreiungsansätze Tibets oder Xin 

jiangs, die sich mit polizeilichen und mi­

litärischen Maßnahmen ja durchaus in 

Schach halten lassen.

1.1

Drei Grundtendenzen in der moder­

nen Staatenwelt: Demokratisierung, 

Ökonomisierung - und Regionalisie­

rung

Zwei Fliehkräfte haben sich vor allem 

in Südchina seit Beginn der Reformen 

deutlicher abgezeichnet als man es 

vorher hat wahrnehmen können oder 

wollen: Da ist einmal die immer noch 

höchst wirksame zentripetale Dyna­

mik, die sich insbesondere seit der 

"konservativen Revolution" (Juni 

1989 ff.) wieder stärker bemerkbar 

macht, und die nach wie vor im Sinne 

der traditionellen unitaristischen 

Staatsauffassung wirkt, zum anderen 

aber auch eine zunehmend zentrifugale 

Tendenz, die eher auf separatistische 

Lösungen drängt.

Zentripetal wirkt die im chinesischen 

Staatensystem seit Beginn der Kaiser­

zeit (221 v.Chr.) verankerte, weil von 

der konfuzianischen Gesellschaftslehre 

zugrunde gelegte und vom Mandarinat 

mitgetragene Idee vom unitaristischen 

Regienmgssystem, das sich um eine 

Mitte herum - den "Sohn des Him­

mels" - kristallisierte, und das auch 

nach Zusammenbruch des Kaiser­

reichs (1911 ff.) noch für selbstver­

ständlich und natürlich gehalten wur­

de, auch wenn sich inzwischen die 

ideologischen Voraussetzungen verän­

dert hatten.

Zentrifugal andererseits wirkt der 

Drang der Provinzen nach einer gewis­

sen Unabhängigkeit - und sei es auch 

nur im wirtschaftlichen Bereich. Solan­

ge die VR China nach außen noch 

dicht abgeschottet war, konnte sie eine 

auf Regionalausgleich bedachte Politik 

betreiben. Nach der von Mao Zedong 

persönlich zusammengestellten Tafel 

der "Zehn Großen Widersprüche"1 ge­

hörte das Verhältnis zwischen Zentrale 

und Regionen mit zu jenen hartnäcki­

gen "Maodun" ("Widersprüchen"), die 

es ständig und unaufhörlich auszuglei­

chen gelte. Wie freilich das Erbe Maos 

nach 1976 ff. zeigte, war die Wirt­

schaftspolitik des "Vorsitzenden" weit 

davon entfernt geblieben, diesen Aus­

gleich auch nur annäherungsweise her­

beizuführen. Schon zu Beginn der Re­

formen (1978 ff.) zeigte sich ein gewal­

tiger Vor sprang der südöstlichen Kü­

stenregionen, der nicht etwa auf Ver- 

-kleinerung, sondern im Gegenteil auf 

Ausweitung angelegt war und sich 

dann in der Tat ja auch schon bald 

vergrößerte.

Nachdem gar "die Türen nach außen 

geöffnet" und den Küstenregionen be­

sondere - und ihrer Leistungskraft an­

gemessene - Privilegien gewährt wor­

den waren (man denke an die Wirt­

schaftssonderzonen, die offenen Städte 

oder die offenen Deltaregionen), be­

gann sich der Süden besonders schnell 

zu entfalten und sich vor allem dieser 

Dynamik auch voll bewußt zu werden.

Auch wenn die Zentrale seit Mitte 

1989 die damals entfesselten Kräfte 

wieder zu bremsen versucht, so wird 

ihr dies angesichts der Unterschied­

lichkeit der verschiedenen Regionen 

Chinas, vor allem aber angesichts des 

neugewonnenen Leistungs-, Unabhän- 

gigkeits- und Elite-Bewußtseins der 

südostchinesischen Küstenprovinzen, 

kaum gelingen. Nachdem die wirt­

schaftlichen Einheiten, seien es nun 

Betriebe oder aber ganze Regionen, 

Autonomie erhalten haben - und Au­

tonomie ist ja gerade das Kernelement 

der reformerischen Wirtschaftspolitik!

- besteht die Gefahr, daß man die Gei­

ster, die gerufen wurden, kaum noch 

loswird. Autonome Kräfte verhalten 

sich dann ähnlich wie Wasser, das 

überall dort hinfließt und eindringt, wo 

es eben abziehen und eindringen kann. 

Leistungsfähige Betriebe und Regio­

nen neigen dazu, sich ihre Märkte dort 

zu suchen, wo sie am günstigsten sind. 

Damit aber besteht die Gefahr, daß 

sich gerade die südchinesischen Pro­

vinzen eher zum asiatisch-pazifischen 

Raum als zum unterentwickelten In­

land Chinas hin ausrichten. Steter 

Tropfen höhlt den Stein; die Kraft 

kommt aus der Unaufhörlichkeit, mit 

der die wirtschaftlichen Interessen 

immer wieder in eine Richtung ziehen. 

Dieser Neigungswinkel ist alles andere 

als zufällig entstanden: Die gesamte 

Weltpolitik befindet sich heute ja im 

Umbruch. Nachdem der Ost-West- 

Konflikt sein Ende gefunden hat, sind 

es vor allem drei Prozesse, die das 

Weltgeschehen in Gang halten, näm­

lich Demokratisierung, Ökonomisie­

rung und Regionalisierung.2

- Demokratisierung bedeutet wach­

sende Teilnahme (oder aber wachsen­

de Teilnahmeforderungen) bei gleich­

zeitiger Ablehnung monokratischer 

Strukturen: Der Zusammenbruch zahl­

reicher Militärdiktaturen in Latein­

amerika und in Afrika, der Untergang 

der stalinistischen Regime in Osteuro­

pa und nicht zuletzt auch die Demon­

strationen chinesischer Studenten im
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Frühjahr 1989 haben gezeigt, daß 

Hand in Hand mit modernen Techno­

logien und Arbeitsprozessen auch die 

Bedürfnisse und Forderungen - nach 

Teilnahme an den Entscheidungen auf 

allen Gebieten und allen Ebenen zu­

nehmen.

- "Ökonomisierung" läuft darauf hin­

aus, daß nur eine wirtschafliche - und 

nicht etwa eine von "politökonomi­

schen Wunschvorstellungen getragene

- Politik im politischen Wettbewerb auf 

die Dauer Bestand hat. Deng Xiaoping 

und Gorbatschow haben diesem Be­

fund seit 1978 bzw. seit 1985 Rechnung 

getragen. Sie mußten zur Kenntnis 

nehmen, daß Wohlfahrts wünsche alle 

anderen Ziele auf die hinteren Plätze 

verdrängt haben und daß die neue 

Welt eine Wirtschaftswelt ist. Gleich­

zeitig haben sie jedoch auch erfahren 

müssen, daß es nach wie vor viele 

Gegner gibt, die diese Ansicht nicht 

teilen oder aber im Interesse der 

Machterhaltung nicht teilen wollen.

- Besonders kraftvoll beginnt inzwi­

schen auch die Regionalisierungsten­

denz zu wirken: Überall in der Welt 

bilden sich neue regionale Machtzen­

tren, die, wie es auch von chinesischen 

Beobachtern der Weltpolitik seit Jah­

ren behauptet - und begrüßt - wird, 

den Einfluß der (früheren) Super­

mächte zusammenschrumpfen ließen. 

Gerade die VR China gehört seit vie­

len Jahren zu den Hauptanwälten des 

Regionalismus: Schon zu Beginn der 

70er Jahre saßen die besten Europäer 

nicht in Brüssel, sondern in Beijing; die 

leidenschaftlichsten Plädoyers für das 

ASEAN-Bündnis, für die Südasiatische 

Gemeinschaft und für das ZOPFAN 

wurden nicht in Kuala Lumpur oder in 

Delhi, sondern in der chinesischen 

Hauptstadt gehalten; die eigentlichen 

Verfechter des Andenpakts, Großara­

biens, Großmaghrebs oder aber der 

OAU lebten nicht in Lima, Damaskus, 

Algier oder Dakar, sondern in Beijing. 

China pflegte auch nationale Teilungen 

(Korea, China, früher: Deutschland 

und Vietnam) für unnatürlich zu erklä­

ren und trat deshalb immer als Für­

sprecher einer systematischen Wieder­

vereinigungspolitik auf. Hierbei ging 

Beijing offensichtlich von der Prämisse 

aus, daß Länder und Regionen, die ih­

ren eigenen Interessen entsprechend 

leben, automatisch "antihegemonisti­

sche" Abwehrinstinkte und -mecha- 

nismen entwickeln. Was dem Regio­

nalismus nützt, schadet dem Hegemo­

nismus - ein chinesisches Nullsummen­

spiel!

12

Die Regionalisierungstendenz in Süd­

china

Die chinesischen Theoretiker - und 

Politiker - hätten eigentlich darüber 

glücklich sein sollen, daß sie mit ihren 

oben erwähnten Prognosen und Wün­

schen recht behalten haben: Schon in 

den 70er, vor allem aber in den 80er 

Jahren kam es, wie die oben angeführ­

ten Beispiele zeigen, zu umfassenden 

Regionalisierungsentwicklungen, die 

von Beijing auch stets mit Applaus 

konstatiert und auf der Haben-Seite 

der internationalen Politik gebucht 

wurden.

Allerdings mußte man in Beijing mit 

Betroffenheit feststellen, daß die Re­

gionalisierung nicht vor den Nationen 

haltmachte, sondern auch Einzelgebie­

te innerhalb der Nationen zu erfassen 

begann: Dies bekam nicht nur die So­

wjetunion zu spüren, über deren be­

ginnenden Zerfall man in China kei­

neswegs unglücklich war, sondern auch 

ein ehemals von China als sozialisti­

scher Musterstaat angesehenes Land, 

Jugoslawien. Inzwischen macht sich die 

Regionalisierungstendenz gar in China 

selbst bemerkbar, das ja nicht nur ein 

Staat im herkömmlichen Sinn, sondern 

ein Subkontinent mit mehreren völlig 

unterschiedlich entwickelten Wirt­

schaftsregionen ist.

Sowohl in der Sowjetunion und Jugo­

slawien als auch in China waren die 

auseinanderstrebenden Kräfte lange 

Zeit durch Zwangsmittel zusammen­

geklammert worden. Mit der Einfüh­

rung von Reformen aber begann der 

altbewährte Mechanismus zu versagen: 

Man kann nicht einerseits Eigeninitia­

tive und Autonomie von Betrieben und 

Regionen einfordern, andererseits aber 

je nach Bedarf solche Entfaltungen so­

gleich wieder mit polizeilichen oder 

ideologischen Mitteln beschneiden. 

Beijing hat zur Kenntnis nehmen müs­

sen, daß wirtschaftliche Kräfte und Ei­

geninteressen, einmal zur Entfaltung 

gekommen, zu vital sind, als daß sie 

sich sogleich wieder von einer macht­

besessenen Bürokratie fesseln ließen. 

Nun könnte man sich zwar vorstellen, 

daß das Rad der Geschichte wieder 

zurückgedreht und die Reformpolitik 

erneut durch stalinistische Mechanis­

men ersetzt würde; dies wäre zugege­

benermaßen ein schwieriges, aber viel­

leicht nicht unmögliches Unterfangen. 

Wirklich unmöglich aber wäre es, le­

diglich "ein bißchen Marktwirtschaft" 

betreiben zu wollen - man kann ja, wie 

der Volksmund zu recht sagt, auch 

nicht nur "ein bißchen schwanger" sein.

Dabei hatte sich die Beijinger Büro­

kratie ursprünglich alles so schön aus­

gedacht: Die Südprovinzen sollten zum 

Ausgleich für die ihnen eingeräumten 

Privilegien dankbar sein, die Zugewin­

ne brav abliefem und auch administra­

tiv immer schön bei der Stange blei­

ben. Außerdem empfahl sich eine wohl 

abgestimmte Arbeitsteilung zwischen 

den einzelnen Küstenregionen: 

Guangdong sollte z.B. den Bereich 

"Nanyang", d.h. also Südostasien, bear­

beiten, Fujian sollte sich vor allem auf 

Taiwan, die Region im Yangzi-Delta 

auf Japan, und die Bohai-Region auf 

Korea konzentrieren. Am grünen 

Tisch nahm sich dieses Konzept gut 

aus. Ganz im Gegensatz zur bürokra­

tischen Theorie suchten sich die Kü­

stenprovinzen jedoch ihre Märkte dort, 

wo sie sie finden konnten und wo auch 

am meisten Gewinn heraussprang. 

Warum beispielsweise sollte Guang­

dong nicht auch mit Japan sowie mit 

Taiwan und Korea ins Geschäft kom­

men, zumal der Außenhandel zwischen 

der VR China einerseits und Taiwan 

sowie Südkorea andererseits sich oh­

nehin fast ausschließlich via Hong­

kong - und damit auch via Guangdong 

- abspielte!?

Guangdong hat von der neuen Öffnung 

übrigens nicht nur Vor-, sondern auch 

Nachteile. Die rd. 50-80 Millionen 

Wanderarbeiter beispielsweise, die seit 

einigen Jahren China verunsichern, 

haben sich immer mehr auf das ge­

winnträchtige Südchina und hier wie­

derum auf Guangdong konzentriert 

und schaffen dort veritable Probleme, 

die denen der Asylantenzüge in Euro­

pa durchaus ähneln. Sollten diese chi­

nesischen "Wirtschaftsflüchtlinge" eines 

Tages von Südchina wieder in ihre 

nördliche Heimat zurückkehren und 

dort ihre eigenen Unternehmen auf­

bauen, so würden sie auch den Geist 

Guangdongs dorthin verpflanzen. Dies 

könnte sich dann im Sinne eines "zwei­

ten Beifa" auswirken: So wie in den 

Jahren 1926/27 China von Guangzhou 

aus politisch erobert und "cantonisiert" 

wurde, könnte dies in den 90er Jahren 

erneut durch wirtschaftliche Impulse 

geschehen.3

Trotz der Nachteile, die der wirtschaft­

liche Vorsprung mit sich gebracht hat, 

sind die Bewohner Guangzhous mit
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lern inzwischen Erreichten aber 

löchst zufrieden und wollen das Er- 

eichte auch behalten, wie sich bei ei- 

1er Umfrage der Jingji ribao4 ergab. 

Dort hatte das Forschungsinstitut für 

Soziologie eine Umfrage unter 500 

Familien durchgeführt. 68,8% der Be­

fragten zeigten sich mit der Lebensmit­

telversorgung in Guangzhou, 68,6% 

mit dem Ansehen von Guangzhou im 

ganzen Land, 52,6% mit der Wirt­

schaftsentwicklung in Guangzhou "zu­

frieden" oder aber "ziemlich zufrieden". 

Auch das soziale Klima hat sich nach 

Meinung der Befragten in den letzten 

Jahren zunehmend verbessert. 85% 

äußerten sich beispielsweise zufrieden 

mit den Beziehungen zu ihren Fami­

lienangehörigen, 77,8% zu ihren 

Freunden, 69,6% zu ihren Verwand­

ten, 67,6% zu ihren Ehepartnern, 

67,3% zu ihren Kollegen und 60,9% zu 

ihren Nachbarn.

"Nicht zufrieden" oder "recht unzufrie­

den" waren die meisten über den Zu­

strom der Landbevölkerung in die 

Stadt, über die öffentliche Sicherheit, 

über die wachsenden Einkommensun­

terschiede, über den öffentlichen Nah­

verkehr und über die Qualität der 

Konsumgüter.5 Diese Nachteile aber 

werden als Preis begriffen, der für den 

Fortschritt nun einmal zu zahlen ist.

Auch die Insel Hainan, die 1988 aus 

Guangdong herausgelöst und zur eige­

nen Provinz erhoben wurde, hat in der 

Zwischenzeit einen höchst eigenstän­

digen Kurs eingeschlagen, d.h. sich vor 

allem auf Außenwirtschaft eingestellt. 

Die Augen der Wirtschaft Hainans 

richten sich vor allem auf die Huaren 

Südostasiens - und hier wiederum vor 

allem auf Singapur. Im April 1991 kam 

eine Delegation der Singapurer Regie­

rung zu einer fünftägigen Studienreise 

nach Hainan und untersuchte die 

Ausweitung von Kooperationsmöglich­

keiten beim Schiffbau, beim Flug­

dienst, bei der Herstellung von Elek­

tronik, Nahrungsmitteln, Textilien und 

Baumaterialien sowie bei der Liefe­

rung von Obst und Gemüse nach Sin­

gapur. Der Stadtstadt wolle sich in Zu­

kunft auf der Tropeninsel kräftig enga­

gieren, hieß es.6

Angesichts der extremen Außenlage 

der Insel dürfte Beijing einige Mühe 

haben, Hainan bei der Stange zu hal­

ten.

Voll auf Eigenkurs liegt inzwischen 

auch die Küstenprovinz Fujian, die sich 

übrigens schon seit unvordenklicher 

Zeit als höchst widerspenstig erwiesen 

hat - und damit lediglich zu einer alten 

Tradition zurückkehrt. Viele Jahrhun­

derte lang waren der Überseehandel 

und die Auswanderung, eigenständige 

Religionen und Aufgeschlossenheit für 

Einflüsse des Ausland typisch für die 

dortige Gesellschaft gewesen, die ihren 

eigenwilligen Charakter auch noch 

durch die auf Unabhängigkeit bedach­

ten Kaufleute, Fischer und Bergbauern 

erhalten hatte. Die jahrzehntelangen 

Kämpfe Zheng Chenggongs, des gro­

ßen Beschützers der untergehenden 

Ming-Dynastie und Helden von Tai­

wan gegen die zentralistische Qing- 

Dynastie im 17 Jh., zeigten bereits ein 

Muster auf, das auch heute noch gilt, 

nämlich einen an Sezessionismus gren­

zenden Selbständigkeitsdrang, der in­

zwischen noch dadurch verstärkt wird, 

daß seit dem 17Jh. Hunderttausende 

von Fujian-Bewohnern nach Taiwan 

und Südostasien sowie andere Regio­

nen der pazifischen Randgebiete emi­

grierten. Immer wieder prallten hier 

lokale Sonderinteressen und Werte mit 

den orthodoxen Ansprüchen der Bei­

jinger Zentralregierung zusammen. 

Nirgends, außer vielleicht in Guang­

dong, hat "Lokalgeschichte" einen so 

ausgeprägten Charakter wie in der Kü­

stenprovinz Fujian, die übrigens auch 

topographisch "ausgelagert" erscheint7

Emanzipationsbestrebungen aber auch 

bei anderen "südchinesischen" Provin­

zen. Dies gilt nicht nur für die Küsten­

regionen, sondern neuerdings sogar für 

südwestliche Hinterlandsprovinzen wie 

Yuan an, das auf mehr außenwirt­

schaftliche Eigenständigkeit so lange 

pochte, bis Beijing nachgab und im 

Mai 1991 beschloß, die Provinz zu öff­

nen und ihr eine Art Sonderstatus mit 

drei Zonen verschiedener Ausrichtung 

einzuräumen: Die Zone I im Kreis 

Duhong soll sich vor allem nach Bir­

ma, Bangladesch, Indien und Pakistan 

hin ausrichten, die Zone II (Xishuang- 

banna) nach Birma, Laos, Thailand, 

Malaysia und Singapur und Zone III 

(Kreis Honghe) in Richtung Vietnam. 

Auf dem Umweg über diese Zielländer 

sollte Yunnan auch mit Japan, Südko­

rea und Taiwan in Verbindung treten.

Bezeichnend ist in diesem Zusammen­

hang, daß die Zentralregierung ihre 

neue "Südwest-Politik" ausdrücklich 

nach Erfahrungen ausgestaltete, die in 

den südostchinesischen Küstenprovin­

zen gesammelt worden waren.

Die Öffnung Yunnans sollte so erfol­

gen, daß zunächst Tauschhandels­

transaktionen entlang der Grenzen ak­

tiviert und dann nach und nach größe­

re Projekte mit anderen Partnern in 

Angriff genommen werden sollen.8

13

Regionalisierung führt auch zur Kon­

kurrenz zwischen den Provinzen

Die Rivalitäten der einzelnen Regio­

nen richten sich allerdings nicht nur 

gegen die als "orthodox und zentrali­

stisch" empfundene Regierung in Bei­

jing, sondern z.T. auch gegeneinander. 

Ein natürliches Konkurrenzverhältnis 

besteht beispielsweise zwischen der 

Yangzi- und der Perlflußdelta-Region, 

also letztlich zwischen Shanghai und 

Guangzhou. Beide verfolgen ihre Ent­

wicklung jeweils mit argwöhnischen 

Blicken.

Für den Durchschnittsbewohner 

Shanghais war es beispielsweise jahre­

lang ein Ärgernis, daß die Yangzi- 

Metropole von der Zentrale systema­

tisch, wie man meinte, geschröpft wur­

de und für einen Großteil der staatli­

chen Fiskaleinnahmen geradezustehen 

hatte, während Guangdong ungewöhn­

lich viele Freiheiten erhielt und sich so 

in den 80er Jahren an die Spitze des 

chinesischen Fortschritts stellen konn­

te, sei es, daß dort die ersten Wirt­

schaftssonderzonen ins Rennen gehen 

durften, sei es, daß viele reformerische 

Experimente, wie beispielsweise die 

Preisreform, zunächst auf dem Gebiet 

Guangdongs stattfanden und der Pro­

vinz so ein Vorsprung vor allen ande­

ren Provinzen Chinas belassen wurde.

Umgekehrt blickt Guangzhou inzwi­

schen mißtrauisch nach Shanghai, wo 

der Staat die Entwicklungszone von 

Pudong mit gewaltigem Mitteleinsatz 

fördert, so daß dort im Laufe der Jahre 

Konkurrenz für Guangdong entstehen 

und daß Shanghai eines Tages viel­

leicht gar wieder jenen wirtschaftlichen 

und technologischen Vorsprung erhal­

ten könnte, den es vor dem Zweiten 

Weltkrieg mit größter Selbstverständ­

lichkeit wahrgenommen hatte.

Zwar versicherte der Volkskongreß 

Guangdongs erst bei seiner Sitzung am 

13A.pril 1991 wieder, daß die Provinz 

gegen die Entwicklungspläne für
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Shanghai nichts einzuwenden habe. 

Shanghai und Guangdong lägen in un­

terschiedlichen Wirtschaftsregionen, 

und die Entwicklung von Pudong kön­

ne wegen ihrer heilsamen Rückwir­

kungen auf das Gesamtumfeld der chi­

nesischen Reformen für Guangdong 

nur von Nutzen sein.

Doch dies sind Worte. In Wirklichkeit 

wächst das Mißtrauen - und vermutlich 

auch die Rivalität. Doch gleichzeitig 

wird auch die Zusammenarbeit inter­

essanter. "Rivalität und Zusammenar­

beit" - dies etwa wäre die Formel, auf 

die sich das Verhältnis der südostchi­

nesischen Provinzen zueinander wohl 

am besten bringen läßt.

2

Worin die Entkoppelung besteht und 

warum sie möglich ist

2.1

Der einsame sozioökonomische Vor­

sprung Südostchinas

Der Entriegelungsprozeß, wie er sich 

seit einigen Jahren vollzieht, besteht 

zunächst einmal ganz schlicht darin, 

daß "Südchina" den anderen Provinzen 

gegenüber einen nur schwer einzuho­

lenden wirtschaftlichen Vorsprung er­

halten hat, und daß es sich - ermutigt 

von diesem Erfolgserlebnis und ange­

stachelt von einer Lust auf weitere 

Wirtschaftswunder - zusätzliche Vor­

aussetzungen für eine Fortsetzung des 

bisherigen Kurses zu sichern versucht. 

Dies kann aber nur auf dem Wege ei­

nes weiteren Ausbaus der eigenen 

Wirtschaftsoasen gelingen.

Nachfolgend sei nun eine Reihe von 

tabellarischen Vergleichen angestellt, 

die zeigen sollen, welch einsamen Vor­

sprung die Küstenregionen Chinas in­

zwischen vor dem "Rest" einzunehmen 

beginnen:

Insgesamt gibt es 12 Provinzen, die an 

das Meer angrenzen, nämlich - von 

Nord nach Süd - Jilin, Liaoning, Hubei, 

Tianjin, Shandong, Jiangsu, Shanghai, 

Zhejiang, Fujian, Guangdong, Hainan 

und Guangxi.

Bei den nachfolgenden Vergleichen 

sollen die fünf typischen "südchinesi­

schen" Küstenregionen im Scheinwer­

ferlicht stehen, nämlich Jiangsu, 

Shanghai, Zhejiang, Fujian und 

Guangdong. Guangxi scheidet aus der 

Betrachtung aus, da es aufgrund seiner 

Besonderheiten (verkehrsungünstiges

Gebirgsland, zerkammerte Anbauge­

biete und zahlreiche Minderheiten) ei­

ne vom übrigen "Südchina" abgeschie­

dene Sonderstellung einnimmt. Für die 

Tropeninsel Hainan andererseits fehlt 

es z.Zt. der Untersuchung noch an 

vergleichstauglichem Zahlenmaterial: 

Die Insel wurde ja bekanntlich erst 

1988 in den Rang einer Provinz erho­

ben.

Es sind also m.a.W. die "Fünf Küsten­

tiger", die hier besonders interessieren. 

Unter diesen Fünf fällt Fujian aller­

dings etwas zurück, da es von der Ein­

wohnerzahl her (28 Mio.) zu einer der 

kleinen Provinzen Chinas zählt, und da 

es, ähnlich wie Guangxi, von der To­

pographie her sowohl verkehrstech­

nisch als auch landwirtschaftlich be­

nachteiligt ist. Gleichwohl geht von 

ihm beträchtliche Aktivität aus. Neben 

Guangdong ist es sogar die "typisch­

ste", weil am stärksten nach außen ge­

wandte Provinz.

Alle nachfolgenden Zahlen sind dem 

offiziellen Statistischen Jahrbuch der 

VR China von 1989 entnommen.9

Zunächst sei in diesem Zusammen­

hang nochmals daran erinnert, daß die 

"Fünf Tiger", von der Einwohnerzahl 

her gesehen, bei weitem nicht zu den 

größten Provinzen Chinas gehören. An 

der Spitze stehen hier vielmehr10 Si­

chuan (106 Mio.), Henan (81 Mio.), 

Shandong (80 Mio.), und erst an 4.Stel- 

le schließt sich die Küstenprovinz 

Jiangsu (64) an, gefolgt von Guangdong 

und Hunan (je 59), Hebei (58), Anhui 

(54), Hubei (52) und Zhejiang (42). 

Fujian folgt mit 28 Mio. erst an 23. und 

Shanghai mit 13 Mio. an 26.Stelle.

Was das Nationaleinkommen von 1987 

anbelangt, so hegt Jiangsu mit Abstand 

an erster Stelle (79 Mrd. Yuan), ge­

folgt von Shandong (73), Guangdong 

(70), Sichuan (62), Liaoning (56), Zhe­

jiang (51), Henan (50) und Shanghai 

(47). Fujian folgt mit 22 Mrd. an 

16-Stelle.11 Die Fünf Tiger sind im 

Durchschnitt auch wesentlich "moder­

ner", weil industrie- und dienstlei­

stungsorientierter als die anderen. Be­

zogen auf das Nationaleinkommen im 

Industriesektor, hegt auch hier Jiangsu 

mit 41 Mrd. Yuan an der Spitze, ge­

folgt von Liaoning (35), Shandong (34) 

und Shanghai (33). Guangdong und 

Zhejiang schließen sich mit 26 bzw. 

25 Mrd. unmittelbar an, während 

Fujian mit 9 Mrd. hier etwas abge­

schlagen wirkt.

Bei den Dienstleistungen hegt Guang­

dong mit 10 Mrd. Yuan mit Abstand 

an der Spitze, gefolgt von Shanghai 

und Sichuan (je 7), Jiangsu und Shan­

dong (je 6) sowie Zhejiang (5). Fujian 

folgt auch hier mit nur 2 Mrd. weiter 

unten.12

Nimmt man die Bruttoproduktion von 

Landwirtschaft und Industrie (iJ. 

1988) zum Richtmaßstab, so steht 

Jiangsu mit 265 Mrd. Yuan erneut ein­

sam an der Spitze, gefolgt von Shan­

dong (195), Guangdong (179), Liao­

ning (153), Sichuan (144), Zhejiang 

(142) und Shanghai (135). Fujian kam 

mit 57 Mrd. erst auf den lö.Platz.

Das Verhältnis von Landwirtschaft zu 

Industrie lag in Jiangsu bei 50:215 Mrd. 

Yuan, in Shandong bei 49:146, in 

Guangdong bei 47:132, in Liaoning bei 

23:130, in Sichuan bei 48:96, in Zhe­

jiang bei 28:114, in Shanghai bei 5:130 

und in Fujian bei 18:39.13 Auch bei 

diesem Vergleich zeigt sich erneut, daß 

die "Fünf Tiger" mit den anderen ty­

pisch industriellen Provinzen der VR 

China locker mithalten können, ja sie 

streckenweise sogar in den Schatten 

stehen.

Wie ist es um die "Attraktivität" der 

einzelnen Regionen für die Arbeits­

kräfte besteht? Wie hoch hegen, ge­

nauer ausgedrückt, die Durchschnitts­

löhne in den staatseigenen und in den 

kohektiveigenen Betrieben? Zu beach­

ten ist hier, daß es in China Regionen 

gibt, bei denen Staats- und Kollektiv­

betriebe schon Höchstgebote abgeben 

müssen, wenn sie auch nur geringe 

Chancen haben wohen, Facharbeiter 

anzuziehen. Tibet, Qinghai, Ningxia 

und ähnliche Außenregionen stehen 

hier deshalb verständhcherweise bei 

der Lohnhöhe mit an der Spitze. Er­

wähnt sei auch, daß der nationale 

Durchschnittslohn in Staatsbetrieben 

1988 bei 1.853 Yuan und in Kollektiv­

betrieben bei 1.426 Yuan lag.14

Was nun die Löhne (pro Kopf) in den 

staats eigenen Betrieben anbelangt,15 so 

lagen Tibet und Qinghai mit 2.859 bzw. 

2.421 Yuan an der Spitze. Auf Platz 3 

und 4 folgten Shanghai (2.354) und 

Guangdong (2.320), sodann Beijing 

(2.160), Tianjin (2.091) und Gansu 

(2.040) und anschließend (Platz 8) 

Zhejiang (1.961), Xinjiang (1.946) und 

Jiangsu (1.936); auf Platz 20 folgt 

Fujian mit 1.747 Yuan.
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Bei den kollektiveigenen Betrieben 

sieht die Reihenfolge ähnlich aus.1** 

Auf Platz 1 steht hier wiederum Tibet 

(2.372 Yuan), gefolgt von Guangdong 

(1.979) und Shanghai (1.949). Dann 

schließen sich auf den Plätzen 3-6 Bei­

jing (1.818), Zhejiang (1.667), Qinghai 

(1.644) und Tianjin (1.586) an. Auf 

Platz 7 folgt Jiangsu (1.564) und auf 

Platz Yi Fujian (1.342).

Bei den Lohnsummen, die den staats­

eigenen Industrien in den einzelnen 

Provinzen 1988 zur Verfügung standen, 

nehmen Liaoning (12 Mrd. Yuan) und 

Sichuan (11) die Spitze ein, gefolgt von 

Guangdong (11), Jiangsu (10), Heilong- 

jiang (10) und Shanghai (9). Auf 

Platz 12 folgt Zhejiang (5) und auf 

Platz 21 Fujian (4).17

Und wie ist es um die Lebensverhält­

nisse der Haushalte in den einzelnen 

Regionen bestellt? Was das Haus­

haltseinkommen pro Kopf anbelangt, 

so stehen auch hier die Fünf Tiger mit 

in der Spitzengruppe.18 Auf den Plät­

zen 1 bis 3 stehen hier Shanghai (mit 

1.300 Yuan pro Kopf pro Jahr), gefolgt 

von Beijing (1.062) und Zhejiang (902), 

ferner Tianjin (891), Guangdong (808), 

Jiangsu (796) und Fujian (613). Die 

"Fünf Tiger" befinden sich hier also un­

ter den ersten Sieben! Beachtlich auch 

die Zuwachsraten, die ebenfalls zu den 

Spitzenwerten rechnen. So stieg z.B. 

das Haushaltseinkommen pro Kopf in 

Shanghai von 290 Yuan iJ. 1978 auf 

1.300 Yuan iJ. 1988 - eine Zunahme 

um das 4,48fache. Für Beijing liegt die­

se Relation bei 224:1062 •= 4,75, für 

Zhejiang bei 219:902 = 4,1, für Tianjin 

bei 178:891 = 5, für Guangdong bei 

182:808 = 4,43, für Jiangsu bei 152:796 

= 5,2 und für Fujian bei 134:613 = 4,5. 

Die Einkommen haben sich hier also 

jeweils weitaus mehr als vervierfacht!

Das Resümee, das sich aus dem oben 

wiedergegebenen Zahlenwerk ziehen 

läßt, ist eindeutig: Die Fünf Tiger ste­

hen fast immer mit in der Spitzen­

gruppe der 30 Provinzen, wie man die 

Zahlen auch dreht und wendet und ob 

man sie nach Nationaleinkommen, 

Bruttoproduktionswert, Lohnsummen 

oder Haushaltseinkommen abfragt. 

Nur Fujian hinkt etwas nach.

Faßt man überdies die Indexzahlen ins 

Auge, so kommt man zu dem Ergeb­

nis, daß es sich hier nicht nur um 

punktuelle Spitzenwerte handelt, son­

dern daß sich die Fünf auch in der

Langzeitbetrachtung an der Spitze der 

Entwicklung befinden, so daß sich hier 

in den nächsten Jahren, wenn die ge­

genwärtigen Trends anhalten, noch 

stärkere regionale Ungleichgewichte 

herausentwickeln dürften. Auch für 

China gilt, daß die "Reichen immer 

reicher, die Armen aber nur ganz be­

hutsam wohlhabender werden".

Die Konsequenzen, die sich daraus er­

geben, dürften auf der Hand liegen: 

Wenn die staatliche Bürokratie hier 

nicht im letzten Augenblick die Not­

bremse zieht und nach altstalinistischer 

Manier wieder der Kommandowirt­

schaft das Ruder überläßt, folgen die 

Wohlhabenden mit an Sicherheit gren­

zender Wahrscheinlichkeit noch stär­

ker als bisher den Gesetzen des Mark­

tes, treten also einerseits zueinander in 

Wettbewerb, andererseits aber auch in 

stärkere Kooperation und wenden sich 

gleichzeitig denjenigen Regionen zu, 

mit denen zu handeln den meisten 

Profit einbringt, d.h. den potentiellen 

Partnern in Hongkong, in Taiwan, 

Südkorea, Japan und den Huaren- 

Gemeinden in Südostasien.

China mag dann zwar nach wie vor 

noch administrativ eine Einheit blei­

ben, wirtschaftlich jedoch wenden die 

südlichen Regionen dem Norden und 

dem Westen immer mehr den Rücken 

zu.

22

Warum die Entfusionierung?

Über einige der Gründe, die für den 

Emanzipationsdrang "Südchinas" maß­

gebend sind, wurde in den vorange­

gangenen drei Teilen dieser Serie be­

reits gesprochen: Historische, kulturel­

le und "Werte"-bezogene Determinan­

ten spielten hier eine ebenso große 

Rolle wie Landschaftsgegebenheiten 

und Bodenfruchtbarkeit.

Im vorliegenden Zusammenhang seien 

vier weitere Begründungen herange­

zogen, die sich mit den Stichworten 

"Revolutionsgewinn", "Öffnungspoli- 

tik", "Hongkong" und "Auslandsinteres- 

se" skizzieren lassen.

22.1

Strukturgewinn aus der Bodenreform 

Südchina hat von der Revolution der 

Jahre 1949 ff. wirtschaftlich im allge­

meinen mehr profitiert als der nördli­

che Teil des Landes.

Blickt man nämlich auf die Bodenzer­

splitterung, wie sich sich am Vorabend 

des Zweiten Weltkriegs herausentwik- 

kelt hatte, zurück, so zeigt es sich, daß 

die Betriebsgrößen in Südchina (das 

im wesentlichen identisch ist mit dem 

hier als Südchina I bezeichneten Teil) 

wesentlich kleiner waren als in Mittel­

china oder gar Nordchina: Im Norden 

verfügte der bäuerliche Durchschnitts­

betrieb damals über 3,54 ha, in Mittel­

china über 2,05 ha, in Südchina aber 

über nur 0,88 ha.19 Hinzu kam, daß 

sogar die Miniparzellen angesichts der 

lebhaften Oberflächengliederung Süd­

chinas oft wiederum zersplittert waren, 

so daß der Bauer nicht selten weite 

Entfernungen zurücklegen und dabei 

erhebliche Lasten - Dünger, Setzlinge 

und die Ernte - auf Tragstangen 

schleppen mußte - ein großer Verlust 

an Arbeitszeit und -kraft.

Nicht zuletzt aber waren nur rd. 10- 

15% der Bevölkerung Eigentümer von 

mehr als der Hälfte dieser Bearbei­

tungsfläche. Der andere Teil mußte 

dazugepachtet werden. Der Anteil der 

Teilpächter lag in Nordchina bei 21%, 

in Mittelchina bei 26%, in Südchina 

aber bei 30%. An reinen Pächtern gab 

es in Nordchina nur 15%, in Mittel­

und Südchina dagegen je 43%!20 In 

Guangdong lag die Zahl der Vollpäch- 

ter sogar bei 75%.21 Mit einem Pacht­

zins in Höhe von einem Viertel bis zu 

zwei Dritteln der Ernte erhielten die 

Grundbesitzer den größten Teil der 

Einnahmen.

Kein Wunder, daß die Unzufriedenheit 

der Bauern in Südchina am größten 

war, und daß deshalb die Revolution 

Mao Zedongs zuerst in dieser Region 

("Sowjetrepublik Jiangxi" im Jinggang- 

Gebirge) ihren Anfang nahm.

Begünstigt wurde die Revolution dar­

über hinaus aber durch einen besonde­

ren "Mentalitätsvorsprung". Südchina 

war seit jeher wesentlich neuerungsbe­

dachter als Nordchina. Nicht zu Un­

recht versah Ting22 zwei der einschlä­

gigen Kapitel seines geographischen 

Werks mit den Überschriften "Nord­

china Mutterland der chinesischen 

Kultur und des Staates"23 und "Südchi­

na - Mutterland der Auslandschinesen 

und Revolutionäre".24

Durch die Zusammenlegung der bis 

ins kleinste zersplitterten Parzellen zu 

Genossenschaften (und später zu
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Volkskommunen) wurde das wegen 

der Wasservorräte und der Bodenqua­

lität hochleistungsfähige Bodenpoten­

tial zur Grundlage von Spitzenergeb­

nissen. Es ist bezeichnend, daß die lei­

stungsfähigsten Volkskommunen Chi­

nas in den Küstenprovinzen von Jiang- 

su, aber auch in den Gegenden von Fu- 

jian und Guangdong (Perlflußdelta!) 

lagen. Auch wenn sich die Volkskom­

munen im großen und ganzen als Fehl­

schlag erwiesen, haben sie sich in den 

Hochleistungsregionen des Küstenbe­

reichs bis auf den heutigen Tag halten 

können, selbst wenn der Name "Volks­

kommune" inzwischen längst ver­

schwunden ist. Ein Besucher Chinas, 

der sich vor Antritt seiner Reise theo­

retische Kenntnisse über Betriebsau- 

tonomisierung, Selbstverantwortungs­

systeme und über die zentrale Bedeu­

tung der "Haushalte" verschafft hat, 

wird erstaunt sein, wenn er etwa das 

Umland Shanghais besucht und dabei 

Großstrukturen vorfindet, die z.T. 

noch ganz an die alten Volkskommu­

nen erinnern. Angesichts der hohen 

Erträge, die diese Einheiten nach wie 

vor abwerfen, wird er sich dem Urteil 

anschließen, daß sich die revolutionäre 

"Entsplitterung" für Südchina als 

durchaus heilsam erwiesen hat.

222

ÖfTnungspolitik

Gerade die südostchinesischen Kü­

stenprovinzen waren es vor allem, die 

von der "Kaifang zhengce" (Öffnungs­

politik) besonders begünstigt wurden, 

wobei das 3.Plenum des XI. ZK vom 

Dezember 1978 als Startpunkt gelten 

darf. In dem damaligen Kommunique 

hieß es, daß China die wirtschaftliche 

Zusammenarbeit mit dem Ausland 

schnell in Gang setzen müsse, um an 

Technologien und Ausrüstungen her­

anzukommen. Die Tür müsse, wie 

Deng Xiaoping betonte, "weit geöffnet 

werden, da die Vier Modernisierungen 

es verlangen".25

Im Gegensatz zum westlichen Konzept 

der Handelsliberalisierung sollte die 

Offene-Tür-Politik nicht etwa auf 

Freihandel hinauslaufen, sondern dazu 

dienen, ausländische Technologie und 

ausländisches Kapital anzulocken und 

auf diese Weise die Grundlage für ei­

nen möglichst autarken nationalen 

Aufbau schaffen, ohne daß gleichzeitig 

auch liberales Gedankengut Einzug 

halten und "geistige Verschmutzung" 

(jingshen wurao) anrichten sollte.

Nachdem 1979 ff. vier Wirtschaftsson­

derzonen und 1984 14 Küstenstädte 

sowie die Insel Hainan außenwirt­

schaftlich geöffnet worden waren, folg­

te mit Beschluß des Politbüros vom 

ö.Februar 1988 die "Küstenentwick­

lungsstrategie", deren Hauptziel es sein 

sollte, einerseits die chinesischen Ex­

porte zu erhöhen und China dadurch 

verstärkt in die Weltwirtschaft einzu­

flechten und andererseits die außen­

orientierten Küstenbereiche mit den 

regional entsprechenden Inlandspro­

vinzen zu verketten, auf diese Weise 

also eine Doppelbindung herzustellen.

Die Küstenentwicklungsstrategie wur­

de vom "Institut für Wirtschaftspla­

nung in der staatlichen Planungskom­

mission" ausgearbeitet und beruht auf 

der Prämisse, daß die dualistische 

Wirtschaft Chinas, nämlich die entwik- 

kelte städtische und die traditionelle 

ländliche Wirtschaft, mit dem Ausland 

in der Weise aufeinander abgestimmt 

werden sollte, daß ein Industrialisie­

rungsprozeß gefördert würde, der ei­

nerseits exportorientiert und anderer­

seits arbeitsintensiv war.

Die KES sollte in drei Stufen angelegt 

werden. Auf Stufe 1 sei vor allem die 

exportorientierte und arbeitsintensive 

Industrie in den Küstengebieten zu 

fördern und die Infrastruktur zwischen 

Küste und Hinterland zu verbessern. 

Dazu bedürfe es eines Zeitraums von 5 

bis 7 Jahren. Stufe 2 sollte dann vor 

allem auf den Export von Produkten 

abstellen, die in den Inlandsprovinzen 

verarbeitet würden, wobei ein Teil der 

Gewinne wiederum für den Ausbau 

der Infrastruktur zum Hinterland hin 

sowie für den Ausbau einer kapitalin­

tensiven Industrie zu verwenden sei. 

Auch hier müßten 5-7 Jahre angesetzt 

werden. In Stufe 3 der KES sollten 

dann die aus dem Export erzielten De­

visen hauptsächlich für die Entwick­

lung der Schwerindustrie verwendet 

werden. Die nunmehr kapital- und 

technologieintensiv gewordene Wirt­

schaft sollte verstärkt auf die interna­

tionalen Märkte drängen. Wenn alles 

gut gehe, könne dieses 3.Stadium mit 

dem Ende des neuen Fünfjahresplans 

(1997) einsetzen.26

Hinter der KES stand die Überlegung, 

erstens den Export zu erweitern, der 

bei den Wirtschaftssonderzonen - man 

denke an das mehr import- als export­

intensive Shenzhen! - zu kurz gekom­

men war, und zweitens die wirtschaftli­

chen Verbindungen mit Hongkong, 

Taiwan und Macao zu intensivieren.

Hauptbrennpunkte der KES sollten die 

Deltagebiete des Perlflusses und des 

Langen Flusses (Yangzi), ferner das 

Dreieck in Südfujian, die Insel Hainan, 

die vier bestehenden Wirtschaftsson­

derzonen und die Halbinseln von 

Shandong und Liaoning sein. In diesen 

Bereichen sollte die Entwicklung von 

"Dorf- und Marktbetrieben" (xiang- 

zhen qiye) eine Schlüsselrolle spielen. 

Zwei Elemente waren bei dieser KES 

miteinander verbunden, nämlich "im- 

port-led growth and export-led expan- 

sion".27

Soweit die Theorie. Es sollte sich je­

doch schon bald zeigen, daß in der 

Praxis von diesem schönen Ansatz 

hauptsächlich die Küstenprovinzen 

profitierten, während die Inlandspro­

vinzen wieder einmal das Nachsehen 

hatten. Die Klagen über den Hase­

lgel-Wettbewerb, der allemal zugun­

sten der Küstenprovinzen auszugehen 

pflegte, und in dessen Gefolge das Ge­

fälle zwischen Ost/West bzw. Süd/ 

Nord immer größer zu werden pflegte, 

wurde besonders beim VII.Nationalen 

Volkskongreß im März 1988 vorgetra­

gen. Trotzdem ging der uralte Kampf 

zwischen den einzelnen Provinzen auch 

jetzt unvermindert weiter und ver­

schärfte den Widerspruch nicht nur 

zwischen Küsten- und Hinterlandsre­

gionen, sondern auch zwischen den ei­

genwilligen Küstenregionen und der 

Zentrale, die partout ihre ausgleichs­

orientierte Regionalpolitik weiter fort­

setzen wollte.

Da nutzte es auch wenig, daß die Bei­

jinger Propaganda die "wirtschaftliche 

Zusammenarbeit zwischen den ver­

schiedenen Wirtschaftsregionen" im­

mer wieder mit rosigen Farben an die 

Wand zu malen und Modelle heraus­

zumodellieren suchte. Diese "Koopera­

tion" durchbreche, wie es heißt,28 "all­

mählich die regionalen Wirtschafts­

blockaden und stärke die Regionen im 

Sinne einer gemeinsamen Prosperität 

und zum Nutzen der ganzen Volks­

wirtschaft". Bis vor kurzem sei es "noch 

keine Seltenheit gewesen, daß eine 

Provinz den Verkauf ihrer heimischen 

Produkte in andere Provinzen verbot 

oder nur zu exorbitanten Preisen zu­

ließ". Damit gehe es mm aber zu Ende. 

So gebe es beispielsweise in der Zwi­
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schenzeit ein Kooperationsbündnis von 

18 Kreisen und Städten in den Provin­

zen Jiangsu, Anhui und Jiangxi, die 

5.000 Kooperationsverträge mit einem 

Kapitaleinsatz von 8 Mrd. Yuan unter­

zeichnet und sich zum Austausch von 

Technologie, Waren und Rohstoffen 

verpflichtet hätten: Man konzentriere 

sich auf gemeinsame Projekte, veran­

stalte gemeinsame Messen und unter­

nehme auch sonst jede Anstrengung, 

um die traditionell üblichen "Wirt­

schaftsblockaden" zu beseitigen.

Ausnahmen bestätigen die Regel. Ge­

rade die Klagen beim VH. NVK zei­

gen, daß nach wie vor eher die "Blok- 

kade" als die Kooperation an der Ta­

gesordnung ist.

223

Hongkong als Schwingtür

Eine besonders wichtige Rolle für die 

weitere "Autarkisierung" und "Emanzi­

pation" Guangdongs dürfte auf abseh­

bare Zeit Hongkong spielen.

Hongkong hat sich nicht nur mit zahl­

reichen Infrastrukturprojekten in Süd­

china und vor allem in Guangdong 

eingeschaltet, sondern ist auch der 

größte Investor in der Region und tritt 

außerdem mit einem wachsenden Ser­

viceangebot auf. Einige Beispiele:

- Beteiligung an Infrastrukturprojek­

ten: Hauptvorhaben ist z.Zt. ein 

300 km langer "Super-Highway", der 

Hongkong in Zukunft mit Guangzhou 

verbinden soll und über 1 Mrd.USS 

kostet. Träger ist ein Joint Venture 

zwischen dem Hongkonger Bauunter­

nehmen Hopewell und der Provinz 

Guangdong. Mit Hongkonger Krediten 

will die Provinz Guangdong in den 

nächsten Jahren rd. 2.400 km National­

straßen sowie einige Brücken in der 

Deltaregion ausbauen. Ferner finan­

ziert Hongkong die Humen("Tiger- 

tor")-Autofähre in der Höhe der Stadt 

Taiping. Die Fähre soll 1991 in Betrieb 

gehen und die Strecke zwischen Hong­

kong und dem südwestlichen Teil des 

Flußdeltas um 80 km verkürzen.

Durch diesen Ausbau des Straßennet­

zes werden vor allem jene Gebiete er­

schlossen, in denen Hongkonger Inve­

storen tätig sind.

Neben dem Straßensystem soll auch 

das Schienennetz ausgebaut werden. 

Die bestehende Strecke von Shenzhen 

(der Wirtschaftssonderzone am Nord­

rand Hongkongs) nach Guangzhou soll 

bis 1994 elektrifiziert werden und dann 

Zuggeschwindigkeiten von bis zu 

160 km zulassen. Geplant ist ferner ei­

ne Trasse durch die Provinz Guang­

dong, die die verschiedenen Wirt­

schaftszonen in der Provinz mit der 

WSZ in Xiamen (Provinz Fujian) ver­

bindet. In der Verlängerung soll dann 

auch noch Shanghai mit seiner Sonder­

zone Pudong an dieses Verkehrsnetz 

angeschlossen werden.29

- Hongkong ist ferner zum größten 

Investor in China, vor allem in Südchi­

na geworden. Mit einem Anteil von 

60% aller Investitionen liegt die Kron­

kolonie weit vor den USA (11%), Ja­

pan (9%) und Taiwan (7,5%). Allein in 

die Südprovinz Guangdong fließen 

40% der Hongkonger China-Investi­

tionen. Dabei sind die Nähe zu Hong­

kong und die geringen Lohnkosten 

ausschlaggebend, die vor allem der 

Hongkonger Textilien- und Spielwa­

renproduktion zugute kommen. Hong­

kong fördert mit seinen Investitionen 

aber auch das Guangdonger Exportge­

schäft. Die in Guangdong zusammen­

geschlossenen sog. "Foreign-Invested 

Enterprises" (FIEs) hatten 1990 einen 

Anteil von 12,6% an den gesamten Ex­

porten der VR China. Davon abgese­

hen werden 31,7% der volksrepublika­

nischen Exporte von Firmen aus 

Guangdong abgewickelt.30

- Eine besonders enge Zusammenar­

beit zwischen Hongkong und Guang­

dong entwickelt sich neuerdings im Be­

reich der Telekommunikation. Hong­

kong ist inzwischen fast so etwas wie 

eine internationale Schaltstelle für 

Südchina geworden. Seit Mitte 1990 

nutzt Guangdong die Satelliten- und 

Kabelverbindungen Hongkongs und 

erhält damit Zugang zum weltweiten 

Kommunikationsnetz, vor allem in 

Form der Tiefseeglasfaserkabel, über 

die Hongkong verfügt. Die Zahl der in­

ternationalen Gespräche Guangdongs 

hat seitdem innerhalb nur eines Jahres 

um gleich 85% zugenommen. Ferner 

hat sich die Kommunikation Guang­

dongs mit Taiwan via Hongkong ver­

fünffacht. Früher hatten die Verbin­

dungen noch über Beijing und Shang­

hai vermittelt werden müssen - mit der 

Folge, daß die Leitungen fast immer 

überlastet waren. Für die Zukunft ist 

zu erwarten, daß weitere südöstliche 

Küstenprovinzen von Beijing die Er­

laubnis erhalten (oder sich einfach die­

se Erlaubnis selbst herausnehmen), ih­

re internationale Kommunikation via 

Hongkong abzuwickeln. Diese gewalti­

ge Nachfrage bedeutet ein zusätzliches 

Geschäft für die "Hongkong-Telekom- 

Gruppe", die über eine Satelliten- 

Bodenstation und ein Netzwerk von 

Unterseekabeln verfügt. Die neuen 

Verbindungen sind um so bedeutsa­

mer, als in der Zwischenzeit rd. 2 Mil­

lionen Bewohner Guangdongs für Auf­

traggeber aus Hongkong arbeiten und 

insofern die im Einsatzgebiet tätigen 

Verbindungsleute nun überdies auf ihr 

mitgebrachtes mobiles Telefon zu­

rückgreifen können. Nirgends auf der 

Welt, außer in Japan, sind z.Zt. - im 

Verhältnis zur Bevölkerungszahl - 

mehr mobile Telefone und Faxgeräte 

im Einsatz als in Hongkong. Außer­

dem werden in Hongkong immer mehr 

Telekomgeräte produziert31

Aus der Sicht Guangdongs rücken 

Hongkong und die Außenwelt damit 

immer näher heran, während sich Bei­

jing psychologisch wegbewegt.

22.4

Ausländisches Interesse und Interesse 

am Ausland

Regionalisierung spielt neuerdings 

nicht nur in der großen Politik, son­

dern auch in Mikrobereichen, u.a. in 

der Absatzstrategie von Geschäftsfir­

men eine wachsende Rolle. Zu einer 

der neuen Absatzstrategien der deut­

schen Textilindustrie beispielsweise 

gehört es, um hier einmal ein beliebig 

herausgegriffenes Beispiel anzuführen, 

"heraus aus New York und hinein in 

die westlichen und nördlichen Regio­

nen der USA zu gehen".

Diese Einstellung wird auch in Asien 

wirksam - und ist es übrigens von Sei­

ten Japans, Südkoreas, Singapurs und 

Taiwans schon seit geraumer Zeit.

Wenn die hier aufgestellte These zu­

trifft, daß sich die Wirtschaften in den 

einzelnen südostchinesischen Provin­

zen zunehmend nach dem Weltmarkt­

geschehen ausrichten, wäre es nur lo­

gisch, wenn sie auch ihrerseits zuneh­

mend in die Überlegungen ausländi­

scher "Mehr-Länder-Strategien" einbe­

zogen würden, bei denen man zwei Ka­

tegorien unterscheidet, nämlich die 

Stufen- und die Nukleusstrategie.

Bei der Stufenstrategie wird ein einzi­

ger zentraler Brückenkopf (z.B. in Ja­

pan) errichtet und vor dort aus ein 

Marktgebiet nach dem anderen er­
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schlossen, z.B. zuerst in Südkorea, 

dann in Indien, dann in Malaysia und 

dann in Australien.

Im Gegensatz dazu erfolgt die Markt­

erschließung bei der Nukleusstrategie 

nicht nur von einem einzigen Brücken­

kopf, sondern von variablen Stützpunk­

ten aus. Das Unternehmen fängt also 

beispielsweise 1990 in Japan an, er­

schließt von dort iJ. 1991 Hongkong 

und Australien und iJ. 1992 von 

Hongkong und Australien aus wieder­

um Indonesien.

Die hier angeführten Beispiele sind 

übrigens nicht zufällig gewählt; viel­

mehr handelt es sich bei ihnen um das 

zu Beginn der 90er Jahre häufigste Er­

schließungsschema.32

Die einzelnen chinesischen Provinzen 

kommen als solche in den derzeitigen 

Überlegungen einstweilen zwar kaum 

vor, doch könnte sich dies schnell än­

dern, sobald ihre wirtschaftliche Ver­

selbständigung nach außen hin genü­

gend deutlich hervortritt. Als potentiel­

le Teilnehmer am Weltmarkt könnten 

sie dann schnell zu Zielen von Nukle­

us- oder Stufenstrategien werden. Eine 

solche Einflechtung wiederum hätte 

unvermeidlich Rückwirkungen auf die 

jeweiligen Provinzen selbst, die sich 

mit an Sicherheit grenzender Wahr­

scheinlichkeit darum bemühen würden, 

zu möglichst attraktiven Adressaten zu 

werden.

Umgekehrt dürften sich auch die Ab­

satzmärkte von Guangdong, Shanghai 

und Fujian überall dorthin verzweigen, 

wo es Märkte gibt, also vor allem in 

die pazifischen, aber auch in die ame­

rikanischen und europäischen Regio­

nen hinein. Erste Symptome für ein 

solches Verhalten lassen sich u.a. in 

der Bundesrepublik beobachten. Dort 

haben sich längst Provinzaußenhan­

delsagenturen der VR China in mehre­

ren Städten niedergelassen, sei es nun 

in Hamburg, in Düsseldorf, in Frank­

furt oder in Köln. Die Provinzen - 

meist wiederum solche südchinesischer 

Provenienz - suchen sich ihre Märkte 

also auf eigene Faust und lassen sich 

nicht mehr durch staatliche Nadelöhre 

kanalisieren oder aber nur auf be­

stimmte etablierte Außenhandelspart­

ner hinlenken.

3

Kann Beijing die Entkoppelung ver­

hindern?

3.1

Der konservative Gegenwind

Das Konzept der außenwirtschaftli­

chen Öffnung (und der damit unmit­

telbar einhergehenden Emanzipations­

tendenzen) ist in der chinesischen Füh­

rung nach wie vor keineswegs unum­

stritten. Eine der Gruppierungen, die 

Peter Schier als "orthodoxe Marxisten- 

Leninisten" bezeichnet, und die weder 

eine wirtschaftliche noch eine politi­

sche Liberalisierung zulassen wollen, 

bekämpfen die Wirtschaftssonderzo­

nen und andere Bereiche der "geöffne­

ten Tür" als neokolonialistische Enkla­

ven und als Konzessionsgebiete neuen 

Typs.33 Andere Gruppierungen dage­

gen, die von Schier als "Sowjetmodell- 

sanierer", "konservative Reformkräfte" 

und "radikale Reformkräfte" bezeich­

net werden, befürworten - bei allen 

Unterschieden, die sonst zwischen ih­

nen Hegen mögen - letzthch doch die 

außenwirtschafthche Öffnung und da­

mit auch die verschiedenen Formen 

von Wirtschaftszonen - unter ihnen 

nicht zuletzt auch Deng Xiaoping.

Die Gegner der Öffnung scheinen bei 

den Auseinandersetzungen immer 

mehr ins Abseits zu geraten; "Kai- 

men"(Türöffnungs)-Pohtik scheint 

nach alledem die Zukunft zu gehören. 

Dies schheßt jedoch nicht aus, daß es 

zwischen den Befürwortern des Kai- 

men weiterhin zu Auseinandersetzun­

gen um Nuancen der Öffnungspoütik 

kommt. Zuzustimmen ist in diesem 

Zusammenhang den Ausführungen 

von Schier,34 der zentrale und regiona­

le Interessengruppen unterscheidet, 

und der auf eine "Interessenkoahtion 

der reichen Ostprovinzen" hinweist; 

diese Gruppierung versuche sich ge­

genüber der Zentrale zu verselbständi­

gen und sehe sich hierbei nicht nur mit 

Beijing, sondern auch mit einer "Inter­

essenkoalition der armen Westprovin­

zen" konfrontiert, deren Hauptinteres­

se darin bestehe, am Reichtum der 

Küstenprovinzen partizipieren zu kön­

nen. Während die Vertreter der wohl­

habenden Südostprovinzen in aHer Re­

gel auf marktwirtschafthch orientierte 

Reformen, auf eine Trennung von 

staathcher Bürokratie und Wirtschaft 

sowie auf eine stärkere pohtische Rolle 

der einzelnen Provinzen und Regionen 

hinarbeiteten, tendierten die Vertreter 

der "armen Provinzen" eher dazu, an 

der zentralen Befehlsplanung und an 

einer starken Rolle der Zentrale fest­

zuhalten. Dieser Feststellung ist in der 

Tat nichts hinzuzufügen.

32

Welche Mittel kann Beijing gegen die 

Abkapselung einsetzen?

Drei potentielle Instrumente stehen 

der Zentrale theoretisch zur Verfü­

gung, um die widerspenstigen Regio­

nen Südchinas wieder zur Raison zu 

bringen und die Zügel straffer anzu­

ziehen, nämhch Mittel der Macht-, der 

Sozial- und der Finanzpoütik. Bei nä­

herem Zusehen stellt sich allerdings 

heraus, daß die Werkzeuge weitgehend 

untaughch geworden sind.

32.1

Einsatz von Machtmitteln?

Der Einsatz von Machtmitteln - auch 

mihtärischer Art - ist nicht neu in der 

chinesischen Geschichte. Immer wie­

der hat das hoch im Norden angesie­

delte pohtische Zentrum in den ver­

gangenen Jahrhunderten versucht, den 

Süden administrativ - und notfalls auch 

unter Einsatz von Soldaten - straff an­

zubinden und ihn gleichzeitig wirt- 

schaftlich soweit wie möglich zugun­

sten des Nordens auszubeuten. In den 

späten Jahren der Song-Dynastie, wäh­

rend der Yuan-Zeit sowie zu Beginn 

der Ming geriet Südchina, vor allem 

aber das Yangzi-Einzugsgebiet, das in­

zwischen zum wirtschafthchen Kern­

raum des Landes geworden war, in den 

Würgegriff der kaiserlichen Steuerbü­

rokratie.

Die südchinesische Bevölkerung setzte 

sich auf eigene Weise zur Wehr, indem 

sie sich (vor allem in Zhejiang) zu Auf­

ständen hinreißen Heß, indem sie fer­

ner (gegen Ende der Ming-Zeit und 

vor aUem in Richtung Taiwan) aus­

wanderte, oder indem sie sogar einem 

Rücksiedlungsstrom in die nördhehen 

Ebenen folgte: Dies geschah vor allem 

zu Beginn der Ming-Zeit mit dem Ziel, 

die beim Untergang der Yuan-Dyna­

stie verwüsteten nördhehen Regionen 

neu zu besiedeln.

Mit an Sicherheit grenzender Wahr- 

scheirdichkeit dürften sich Aktionen 

und Reaktionen dieser Art in Zukunft 

nicht wiederholen. Zu ausgeprägt ist 

inzwischen das regionale Selbstbe­
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wußtsein und zu widerstandsfähig das 

örtliche Geflecht von Guanxi und der 

Interessengemeinschaften, als daß es 

von der Zentrale so ohne weiteres 

wieder aufgesprengt werden könnte. 

Nachdem Beijing durch die Reformen 

von 1978 einmal den Griff gelockert 

hat, dürfte es schwer sein, die Provin­

zen, die den Geschmack der Unabhän­

gigkeit und der finanziellen Autonomie 

gekostet haben, wieder in die Reihen 

zurückzupfeifen.

Auch eine Rückkehr zu stalinistischen 

Methoden, wie sie von jenen "orthodo­

xen Marxisten/Leninisten" gewünscht 

wird, die "weder wirtschaftliche noch 

politische Liberalisierung" zulassen 

möchten,35 kann schon deshalb nicht in 

Betracht kommen, weil im Dekaden­

programm, das beim 7.Plenum des 

XIII. ZK im Dezember 1990 ange­

nommen wurde, u.a. eine nochmalige 

Verdoppelung des BSP von 1980 bis 

zum Jahr 2000 angepeilt wird. Ein sol­

ches Ziel aber läßt sich nach all den 

Erfahrungen, die in vergangenen Jahr­

zehnten gesammelt werden konnten, 

mit der so kümmerlich gescheiterten 

zentralen Befehlsplanung bei gleichzei­

tiger Ausschaltung des Markts auf kei­

nen Fall erreichen.

Beijing muß hier also auf subtilere 

Mittel zurückgreifen und versucht des­

halb - wenn sich schon Polizei- oder 

Militäraktionen verbieten - wenigstens 

auf die lokale Personalpolitik Einfluß 

zu nehmen.

Ein besonders plastisches Beispiel des 

Ringens um Einfluß entwickelte sich 

hier um den Provinz-Gouverneurspo­

sten von Guangdong, der 1985 von Ye 

Xuanping, einem Sohn des verstorbe­

nen Marschalls Ye Jianying, besetzt 

worden war - offensichtlich auf Betrei­

ben des damaligen Ministerpräsiden­

ten Zhao Ziyang, der in eigener Person 

bereits Parteichef der Provinz Guang­

dong gewesen war. Ye Xuanping be­

trieb den Reformkurs in Guangdong 

mit solcher Vehemenz, daß er sich in 

Beijing verdächtig machte, und daß vor 

allem nach den Tiananmen-Ereignis- 

sen vom Juni 1989 Bestrebungen bei 

der Zentrale aufkamen, Ye von seinem

Äußerungen über die Studenten im 

Frühjahr 1989 bei den Konservativen 

eingeschmeichelt hatte.

Ye war nicht nur dadurch in Mißkredit 

geraten, daß er das "Sektierertum" in 

Guangdong begünstigte und dadurch 

die Unabhängigkeit der Provinz noch 

weiter bestärkte, sondern vor allem 

auch durch die für Beijings Geschmack 

allzu laxe Haltung, die Guangdong ge­

genüber den Protestbewegungen des 

Frühjahrs 1989 an den Tag gelegt hat­

te. So gelang es beispielsweise zahlrei­

chen Aktivisten der Demokratiebewe­

gung, über geheime Kanäle in den Sü­

den des Landes zu fliehen und dort 

entweder unterzutauchen oder aber ins 

Ausland zu entweichen. Ye mußte 

deshalb, koste es, was es wolle, von 

seinem Posten in Guangdong entfernt 

werden.36

Als Guangdong sich taub stellte, reiste 

KPCh-Generalsekretär Jiang Zemin 

im Juni 1991 zu einer "Inspektionsrei­

se" nach Guangdong und forderte dort, 

daß die Richtlinien des ZK "entschlos­

sen befolgt" würden - ein Wink mit 

dem Zaunpfahl!

Für den westlichen Beobachter wurde 

die Partie spannend. Würde die Zen­

trale wirklich über genügend Macht 

und Einfluß verfügen, um ihren Willen 

im widerspenstigen Südosten durchset­

zen zu können? Die Frage hat inzwi­

schen eine ambivalente Lösung gefun­

den: Zwar gelang es der Beijinger Füh­

rung zwei Jahre nach den Tiananmen- 

Ereignissen, den sich hartnäckig weh­

renden Ye aus seinem Posten in 

Guangdong zu verdrängen und ihn 

zum Stellvertretenden Vorsitzenden 

der Konsultativkonferenz des chinesi­

schen Volkes (also in ein recht einfluß­

loses Gremium) in der Hauptstadt zu 

"befördern", doch hatte die Zentrale 

dann doch nicht genügend Durchset­

zungsvermögen, um Ye auch noch 

durch Yuan zu ersetzen. Am Schluß 

einigte man sich auf einen Kompro­

mißkandidaten, nämlich den öljähri­

gen Zhu Senlin, der in Shanghai gebo­

ren und aufgewachsen war, aber seine 

eigentliche Karriere Anfang der 80er 

Jahre in Guangzhou begründet hatte, 

und der seit 1986 überdies Bürgermei­

ster dieser Provinzhauptstadt gewor­

den war.

vinzgouverneur, wie weit der Einfluß 

Beijings auf eine "eigensinnige" Kü­

stenprovinz wie Guangdong noch al­

lenfalls reicht. Es kann dort zwar im­

mer noch unliebsame Spitzenpolitiker 

kaltstellen, ist jedoch offensichtlich 

nicht mehr in der Lage, Personen sei­

ner Wahl einzusetzen.37

Die Absetzung Yes erinnert an Mani­

pulationen, wie sie sich im Laufe der 

chinesischen Geschichte immer wieder 

ereignet haben. Schon die Kaiser der 

Song- und der Yuan-Dynastie sahen 

sich ständig mit der Aufgabe konfron­

tiert, den südlichen Regionalismus 

auszumerzen. Die Song waren sogar 

ein ganzes Jahrhundert lang damit be­

schäftigt, alle Militärs, die irgendwie 

im Ruf des Separatismus standen, aus 

ihren Schlüsselpositionen zu verdrän­

gen und ihre Befugnisse, wo immer es 

ging, auf kaisertreue Zivilbeamte zu 

übertragen. Nach dem separatistischen 

Machtmißbrauch der Militärsatrapen 

während der Periode der "Fünf Dyna­

stien" war dies eine historisch höchst 

"logische" Reaktion gewesen.

Die konkreten Methoden der Regiona- 

lismusbekämpfung mögen damals zwar 

etwas anders ausgesehen haben als 

heute, das Problem aber ist nach wie 

vor das gleiche geblieben - und es wird 

sich mit an Sicherheit grenzender 

Wahrscheinlichkeit im 20Jh. sogar 

noch verschärfen, da, wie oben er­

wähnt, Ökonomismus, Selbstbestim­

mung und Regionalismus sich immer 

mehr zu den Grundtendenzen der mo­

dernen Staatenwelt entwickeln.
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Strukturpolitische Möglichkeiten der 

Gegensteuerung?

Hat Beijing eine Chance, mit struktur­

politischen Maßnahmen dem Zentrifu­

galprozeß Einhalt zu gebieten?

Regionalpolitik ist ein Teil der Struk­

turpolitik, die sich nach gängiger Auf­

fassung auf drei verschiedene Katego­

rien bezieht, nämlich auf Betriebsgrö­

ßen, auf Wirtschaftssektoren und - 

eben - auf Regionen. Unter die erste 

Kategorie fallen z.B. Maßnahmen zu­

gunsten von KMB (Klein- und Mittel­

betrieben), unter die zweite branchen­

bezogene Strategien - man denke etwa 

an die Förderung von Kohle und Stahl: 

Hier hat man es also vor allem mit In­

dustriepolitik zu tun. Mit Regionalpoli­

tik hat die VR China bisher keine 

glückliche Hand gehabt, vor allem 

verwickelte es sich immer wieder in 

Widersprüche.

Posten zu verdrängen und, wenn mög­

lich, durch Yuan Mu zu ersetzen, ei­

nem Ideologen und Hardliner, der zur 

unmittelbaren Gefolgschaft des Mini­

sterpräsidenten Li Peng gehört, und 

der sich mit seinen scharfmacherischen

Zhu darf als Kompromißkandidat ge­

sehen werden. Zugleich zeigen die 

Umstände seiner Ernennung zum Pro­
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322.1

Regionalpolitischer Widerspruch 

Nr.l: Schwanken zwischen wirtschaft­

licher und sozialer Orientierung

Vier Jahrzehnte lang hat die VR China 

zu keiner klaren regionalpolitischen 

Linie finden können, und es ist zu be­

fürchten, daß sich die Schwankungen 

auch in Zukunft fortsetzen. Bei der 

Regionalpolitik schließlich geht es um 

eine Doppelzielsetzung, die sowohl am 

Wachstum als auch am Ausgleich 

orientiert sein kann: Eine wachstums­

politisch ausgerichtete Strukturpolitik 

versucht, wie der Name schon sagt, 

mehr Wachstum zu fördern (z.B. durch 

technologische Innovationen, während 

die ausgleichsorientierte Strukturpolitik 

auf ein ausgewogenes Verhältnis zwi­

schen den verschiedenen Regionen 

achtet, indem beispielsweise Bergre­

gionen subventioniert oder aber kriti­

sche Standorte (wie z.B. Kohlegebiete) 

am Leben erhalten werden.

Beide Arten von Regionalpolitik sind 

in der Volksrepublik China reichlich 

praktiziert worden: Während der mao­

istischen Zeit stand die ausgleichs­

orientierte, während der reformeri­

schen Jahre (1978 ff.) aber die wachs­

tumsorientierte Politik im Vorder­

grund.

Unterscheidet man in qualitativer Hin­

sicht zwischen Wachstums- und aus­

gleichsorientierter Strukturpolitik, so 

in konzeptioneller Hinsicht zwischen 

passiver und aktiver Strukturpolitik, 

wobei mit "passiv" die Beschränkung 

auf die Schaffung günstiger Rahmen­

bedingungen, also eine eher indirekte 

Politik gemeint ist, während "aktive" 

Strukturpolitik auf direkte und gezielte 

Intervention zugunsten jeweils ganz 

bestimmter Regionen hinausläuft. 

Auch hier gibt es wiederum eine Fülle 

von Präzedenzfällen: Während der 

maoistischen Jahre stand eine eher ak­

tive, während der "dengistischen" Re­

formjahre dagegen eher die passive 

Strukturpolitik im Vordergrund.

Drittens soll hier noch ein Kategorien­

paar erwähnt werden, das vor allem 

bei der Legitimation von Regionalpoli­

tik verwendet zu werden pflegt, und 

das sowohl mit außerökonomischen als 

auch mit ökonomischen Argumenten 

laboriert: Das erstere geht vom politi­

schen Ziel der Schaffung gleichwerti­

ger Lebensbedingungen aus, das zweite 

dagegen vom Markt-Versagen, dem 

mit geeigneten regionalpolitischen

Maßnahmen zu Leibe zu gehen sei.38 

Auch diese beiden ordnungspolitischen 

Kategorien sind in China immer wie­

der zur Sprache gekommen: Während 

der Mao-Jahre stand das sozialpoliti­

sche Leitmotiv im Vordergrund, wäh­

rend der Reformjahre dagegen das 

marktpolitische Kalkül. Die Reformer, 

die sich von den durch die Kulturrevo­

lution diskreditierten "politischen" Ar­

gumenten Maos nicht mehr beein­

drucken lassen wollten, konstatierten 

in aller Kühle, daß ein Yuan, der in 

Shanghai oder Guangzhou investiert 

wird, sich innerhalb kurzer Zeit ver- 

vier- oder verfünffacht, während der 

gleiche Betrag in Guizhou oder in 

Gansu wie ein Tropfen Wasser im Wü­

stensand wegsickert. Infolgedessen 

wurden Pläne entwickelt, die einer vir­

tuellen Dreiteilung Chinas Rechnung 

tragen, und die sich manifest vor allem 

im Erziehungsbereich auswirken, la­

tent aber auch die Wirtschaftspolitik 

mitbeeinflussen.
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Widerspruch Nr2: Zwischen fiktiver 

Zentralstaatlichkeit und pragmati­

scher Regionalpolitik

Zweitens scheint die Beijinger Füh­

rung heutzutage stillschweigend davon 

auszugehen, daß China in mehrere 

Volkswirtschaften zerfällt. Immerhin 

gibt es in China ja noch weitaus steile­

re regionale Gefällestufen als in Euro­

pa.

Schon in der EG ist es im Gefolge der 

zweiten Süderweiterung zu erheblichen 

regionalen Disparitäten gekommen, 

die sich nur schwer ausgleichen lassen. 

So beläuft sich das BSP/pro Kopf- 

Verhältnis zwischen dem wohlhabend­

sten Land, Luxemburg, und dem ärm­

sten, Portugal, auf etwa 3:1 und, wenn 

man die reichsten und die ärmsten Re­

gionen miteinander vergleicht, sogar 

auf 6:1. Parallel dazu gibt es kräftige 

Gefällestufen im Beschäftigungsanteil. 

Als besonders schwach entwickelt gel­

ten Gebiete, deren Bruttoinlandspro­

dukt um mindestens 25% unter dem 

Durchschnitt der Gemeinschaft hegt - 

sie stellen knapp 20% der Bevölkerung 

der Gemeinschaft (Griechenlands, 

Portugals, Irlands, Teilen Italiens und 

Spaniens, Nordirlands und der Über­

seegebiete Frankreichs dar Noch lange 

dürfte es dauern, bis hier eine "reale 

Konvergenz" der Lebensbedingungen 

erreicht wird.

Ein solcher Angleichungserfolg dürfte 

auch der Beijinger Zentralführung 

noch auf lange Zeit versagt bleiben, da 

die regionalen Gefällestufen in China, 

wie gesagt, noch weitaus steiler ange­

legt sind als im EG-Bereich. Während 

auf der Regionalkarte der Europä­

ischen Gemeinschaft die Gegenden der 

äußersten südlichen und westlichen 

Randlage auch wirtschaftlich eindeutig 

am schlechtesten plaziert sind, so daß 

man von einem Nord/Südwest-Gefälle 

sprechen kann, gibt es in China umge­

kehrt ein Südost/Westnord-Gefälle. 

Das Pro-Kopf-Einkommen der reich­

sten Provinz Chinas, nämlich Shang­

hais, ist 15mal so hoch wie das der 

ärmsten, nämlich Guizhous. Etwas 

besser sieht es bei der industriellen 

Standortverteilung aus: Anfang der 

50er Jahre war das Verhältnis Kü- 

sten-:Inlandsindustrie 7:3, Ende 1983 

dagegen nur noch 6:4, um sich dann 

allerdings wieder zu erweitern.

Während der Mao-Zeit wollte man 

diese Koexistenz mehrerer verschiede­

ner Volkswirtschaften noch nicht zur 

Kenntnis nehmen und baute daher im 

Hinterland zahlreiche komplette 

Schwerindustriebasen für Eisen, Stahl, 

Elekrizität und Öl auf - darunter das 

Eisen- und Stahlkombinat Baotou (In­

nere Mongolei), das Daqing-Ölfeld 

(Provinz Heilongjiang), die Buntme­

tallindustriebasis Jinchuan (Provinz 

Gansu) und das größte Kohleförde­

rungszentrum Chinas in der Provinz 

Shanxi.

Diese ausgleichsorientierte Regional­

politik hat zwar günstige soziale Ne­

beneffekte gezeitigt (z.B. Anlernling 

eines größeren Arbeiterstamms im In­

land), doch wären die Mittel, rein wirt­

schaftlich betrachtet, in den Küstenre­

gionen weitaus besser angelegt gewe­

sen, vor allem im Eisen- und Stahlbe­

reich.

In den 80er Jahren erhielt wieder eine 

eher wachstumspolitisch Oriente Re­

gionalpolitik den Vorrang. Nunmehr 

wurden nämlich nicht nur Wirtschafts­

sonderzonen im Küstenbereich aufge­

baut, sondern auch 14 Küstenstädte 

geöffnet. Vor allem aber entwarf die 

Regierung Pläne, die das Hinterland 

nicht mehr punktförmig, sondern von 

den Küsten her "flußaufwärts" er­

schließen sollten, nämlich - beginnend 

bei den jeweiligen Mündungen - ent­

lang der Flüsse Changjiang (Yangzi), 

Huanghe, Zhujiang (Perlfluß) und wei­

terer Flußläufe. Hierbei sollte das chi­

nesische Küstengebiet als Motor die­

nen - also: "Öffnung nach innen".
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Die Initialzündung sollte von folgen­

den vier Wirtschaftszentren an der Kü­

ste ausgehen:

- dem Yangzi-Delta mit Shanghai und 

neun anderen Großstädten als Zen­

trum,

- vom Küstengebiet am Huanghe-Del- 

ta und am Bochai-Meer mit seinen 

sieben Industriestädten,

- der "Goldenen Küste" mit den au­

ßenhandelsorientierten Provinzen 

Fujian und Guangdong

- und dem nordöstlichen Zentrum mit 

den beiden Flüssen Songhua und 

Liaohe, in deren Bereich u.a. die 

sechs mandschurischen Schwerindu­

striezentren liegen.

Schon heute läßt sich absehen, daß die 

Regionen des Yangzi-Deltas um 

Shanghai und das Perlfluß-Delta um 

Guangzhou aus dem zu erwartenden 

Konkurrenzrennen als Sieger hervor­

gehen.

Nicht nur wirtschafts-, sondern auch 

sozial- und kulturpolitisch wurde China 

konkludent als Summe ausgeprägter 

Subregionen anerkannt. Bezeichnend 

hierfür war etwa der ZK-Beschluß von 

1985, durch den die allgemeine 

Schulpflicht eingeführt wurde - und 

zwar in drei regional abgestuften 

Etappen: Die entwickelten Gebiete 

Chinas, also die ost- und südostchinesi­

schen Küstenprovinzen, sollten die 

Schulpflicht bereits bis 1990 eingeführt 

haben, die Gebiete mittlerer Entwick­

lungsstufe sollten die sechs Jahre 

Volksschule ebenfalls bis 1990, die zu­

sätzlichen drei Jahre Untere Mittel­

schule bis 1995 verwirklicht haben, 

während in unterentwickelten Gebie­

ten in Nordwest und Südwest ein lang­

sameres Tempo vorgeschrieben wurde: 

Sie sollten, wie es heißt, die neunjähri­

ge Pflichtschule erst gegen Ende des 

Jahrhunderts etablieren.^
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Widerspruch Nr3: Zwischen regio­

nalbezogener Struktur- und zentrali­

stischer Machtpolitik

Ein dritter Widerspruch ergibt sich bei 

dem Versuch der Zentrale, den Man­

gel an Regionalfonds durch verstärkten 

politischen Druck wettzumachen.

Regionalpolitik kann sich verschieden­

ster Mittel bedienen und etwa Beihil­

fen geben für (a) Investitionen zur 

Schaffung oder Sicherung von Arbeits­

plätzen (z.B. Umschulungsmaßnahmen 

von Arbeitnehmern, Rehabilitation von

Behinderten, Ausbildung jugendlicher 

Arbeitslose, Qualifikation von Frauen, 

Fortbildung/Höherqualifikationen) 

oder aber für (b) Investitionen im In­

frastrukturbereich (Bewässerung, 

Straßenbau, Hafenmodemisierung).

Solche Maßnahmen erfordern solide 

Verwaltungsarbeit, vor allem aber ei­

nen gut ausgestattenen Regionalfonds, 

an dem es in der VR China einstweilen 

noch fehlt - zumindest soweit die In­

landsprovinzen alimentiert werden sol­

len.

Seit Mitte 1989 versucht die Zentrale 

Führung, die Ebbe im Ausgleichsfonds 

durch energischeren administrativen 

Zugriff wettzumachen. Die Straffung 

und Zentralisierung soll vor allem mit 

Hilfe des Parteiapparats erfolgen. 

Damit aber gerät China in einen weite­

ren Widerspruch hinein: Nachdem es 

vorher jahrelang versucht hatte, eine 

strenge Trennung zwischen KP und 

"Verwaltung" durchzuführen, um so 

den einzelnen Einheiten mehr Auto­

nomie und Eigeninitiative zuteil wer­

den zu lassen, verfällt es nunmehr ins 

gerade Gegenteil und versucht, das 

Führungsmonopol der Partei auf Ko­

sten der Trennungsoption zu verlän­

gern, womit ein alternativer Effekt 

herbeigeführt wird: Die regionalen 

Einheiten waren damit vor die Alter­

native gestellt, sich entweder ihrer Au­

tonomie zu begeben oder aber in Ab­

wehrstellung zu gehen und den zentra­

len Weisungen mehr oder weniger of­

fenen Widerstand entgegenzusetzen.

Ähnlich gelagert ist ein weiterer Wi­

derspruch: Einerseits nämlich führt die 

Zentrale ihre Ende der 70er Jahre ein­

geleitete Wirtschaftsreform weiter und 

befürwortet den Strukturwandel und 

die Öffnung nach außen, auf der ande­

ren Seite aber bleibt sie in politischer 

Hinsicht starr und bemüht sich, sowohl 

die ideologischen (Neubelebung des 

Mao-Zedong-Denkens) als auch die 

administrativen Zügel (im Sinne einer 

Rezentralisierung) wieder stärker an­

zuziehen. Ferner fordert sie, um hier 

eine weitere Widersprüchlichkeit anzu­

führen, verstärkt westliches Kapital 

und Know-how einzuwerben, gleichzei­

tig aber auch den Kampf gegen geisti­

ge Verschmutzung, gegen Pluralismus 

und "Unterwanderung" durch den We­

sten fortzusetzen.

Pragmatischen und weltoffenen Ka­

dern, wie sie sich gerade in den 80er 

Jahren in den Küstenprovinzen haben 

durchsetzen können, muß eine solche 

Politik als Zumutung erscheinen.

Beijinger Strukturpolitik muß solange 

erfolglos bleiben, als sie sich nicht aus 

ihrer selbstverschuldeten Widersprüch­

lichkeit zu lösen vermag.

323

Finanzpolitische Disziplinierungsmög­

lichkeiten?

Auch finanzpolitisch stößt die Zentrale 

schnell auf ihre Grenzen, nachdem den 

Provinzen im Zuge der Reformen ein 

immer höherer Anteil am Steuerauf­

kommen sowie eine solide finanzielle 

Autonomie zugestanden worden ist. Je 

höher aber das provinzielle Einkom­

men, um so höher erfahrungsgemäß 

auch die Einbehaltungsrechte - wie­

derum eine Möglichkeit für die ohne­

hin wohlhabenden Regionen, ihren 

Vorsprung ein weiteres Mal auszubau­

en. Was den Provinzen zusteht, fehlt 

aber der Zentrale, die das Geld eigent­

lich bräuchte, um Ausgleichsmaßnah­

men zu treffen - ein Nullsummenspiel!

323.1

Fünf Finanz-Aufteilungsmodelle

Eines der Dauerthemen, die häufig 

genug konflikthaft ausgetragen wur­

den, ist das Tauziehen zwischen der 

Zentrale und den Provinzen um mög­

lichst hohe Anteile an den finanziellen 

Einkünften.

Ursprünglich gab es hier ein klares 

Konzept, nämlich die Forderung, daß 

die Zentrale in Beijing sämtliche Steu­

ern und Einkünfte an sich ziehen und 

frei darüber verfügen dürfe. Dieses 

Modell der "totalen Zentralisierung’' 

konnte sich allerdings nur zweimal 

kurze Zeit durchsetzen, nämlich 1950 

und 1968, d.h. gleich nach Gründung 

der Volksrepublik und dann wieder auf 

dem Höhepunkt der Kulturrevolution; 

allerdings erwies sich dieses Konzept 

als dermaßen starr und unflexibel, daß 

schon bald Forderungen nach differen­

zierteren Teilungsregeln zwischen 

Zentrale und Provinzen zum Gebot 

der Stunde wurden. Im Laufe der Zeit 

entwickelten sich deshalb neben der 

"Zentralisierungs"-Option zahlreiche 

Aufteilungsvarianten heraus, die sich, 

je nach Systematisierungsgeschmack, 

in verschiedenste Kategorien aufglie­

dern lassen. Michael Oksenberg und 

James Tong40 unterscheiden beispiels­

weise fünf "Hauptarrangements" bei 

den fiskalischen Beziehungen zwischen 

Zentrum und Provinzen, nämlich 

"Total Centralization", "Dividing 

Revenue", "Sharing Total Revenue", 

"Decoupling Expenditure from 

Revenue" und "Lump-sum Transfer".41
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Das Dauerthema Finanzausgleich ist 

nicht nur Gegenstand erbitterter Aus­

einandersetzungen zwischen Zentrale 

und den Regionen, sondern auch häß­

licher Fehden zwischen westlichen Be­

obachtern - man denke an die Donni- 

thorne-Lardy-Kontroverse.42

Erste Aufteilungsarrangements zwi­

schen Zentrale und Provinzen, die al­

lerdings eher ad hoc getroffen wurden, 

hatte es bereits in den 50er und 60er 

Jahren gegeben, doch beginnt eine 

formalisierte und mit Rechtsvorschrif­

ten unterbaute Aufteilungspolitik erst 

während der Kulturrevolution, und 

zwar im Februar und März 1970, als 

ein radikales Dezentralisierungspro­

gramm durchgezogen, die ganze, 

Volksrepublik in 10 autonome "Wirt­

schaftskooperationsregionen" (jingji 

hezuochu) eingeteilt und diesen Gebie­

ten mehr als 2.600 Industriebetriebe 

übertragen wurden. Als Gegenleistung 

sollten die betreffenden Regionen eine 

Pauschale an den Zentralhaushalt 

überweisen, die z.T. aus fixen, z.T. 

aber aus jeweils konkret zu vereinba­

renden Summen bestand. Wie sich die­

ser Betrag zusammensetzt, läßt sich 

der damals geprägten terminologi­

schen Bandwurmbezeichnung entneh­

men, die sich auf deutsch folgender­

maßen übersetzen läßt: "(Einen Teil 

der) Einnahmen und Ausgaben fixie­

ren, (einen weiteren Teil) vertraglich 

aushandeln, die Überweisung garan­

tieren, die Überschüsse zurückhalten 

und dies alles jedes Jahr neu festlegen" 

(ding shou ding ji, shouji baogan, bao- 

zheng shangjiao, jieyu liuyong, yinian 

jibian). Dieses "Tauschablieferungssy­

stem" wurde im Gesamtstaat nur kurze 

Zeit, nämlich bis 1973, praktiziert, 

avancierte nach 1979 aber zum Haupt­

austauschmuster zwischen der Zentra­

le und den beiden südostchinesischen 

Provinzen Guangdong und Fujian - 

und ist aus diesem Grunde im vorlie­

genden Zusammenhang von besonde­

rer Bedeutung.

Da das Tauschablieferungssystem sich 

für die übrigen Provinzen angesichts 

ihrer so völlig unterschiedlichen Fi­

nanzkraft als untauglich erwies, wurde 

in den Jahren 1974/75 eine neue Va­

riante eingeführt, bei der Einnahmen 

und Ausgaben nicht mehr aneinander 

gebunden, sondern voneinander abge­

koppelt wurden. Das neue System 

wurde von den Führungen in fünf 

nordchinesischen Provinzen (Beijing, 

Tianjin, Hubei, Shanxi und Innere

Mongolei) sowie von Jiangsu akzep­

tiert und mit einem Terminus verse­

hen, der sich Wort für Wort folgen­

dermaßen übersetzen läßt: "Festlegung 

des Anteils, der (von der Provinz) zu­

rückbehalten werden darf, Aufteilung 

der überplanmäßigen Einnahmen, ver­

tragliche Abmachung über die Ausga­

ben" (guding bili liucheng, chaoshou 

lingding fencheng bili, zhichu an zhi- 

biao baogan).

Da bei diesem Aufteilungsmodell frei­

lich die Zentrale kurz kam, wurden ab 

1976 die Abgabepflichten der Provinz 

wieder an die Einnahmen gekoppelt.

In nachkulturrevolutionärer Zeit, vor 

allem mit dem Einsetzen der Refor­

men (1978 ff.) entwickelten sich weite­

re Aufteilungsmuster heraus, die unter 

den Bezeichnungen "Jiangsu-, Sichuan- 

und Guangdong/Fujian-Modell" be­

rühmt, also nach jenen Provinzen be­

nannt wurden, die im Zuge lokaler Ex­

perimente der jeweiligen Variante zum 

Durchbruch verhülfen hatten. Zum 

Teil waren diese prima facie innovati­

ven Muster nichts anderes als eine 

Neukombination früherer Ansätze. Al­

len drei "Modellen" war gemeinsam, 

daß die Einkommenshöhen, nach de­

nen die Provinz-Abgaben an die Zen­

trale zu bemessen waren, nicht nur für 

ein, sondern gleich für eine ganze Rei­

he von Jahren vertraglich festgelegt 

wurden, so daß jede Provinz sicher 

sein konnte, daß erhöhte Einnahmen 

nicht sofort auch erhöhte Abgaben 

nach sich zogen, daß also m.a.W. der 

Leistungswille in der jeweiligen Pro­

vinz angespornt wurde. Zweitens sollte 

jede Provinz über ihre Ausgaben selbst 

bestimmen können. Drittens sollte die 

von der jeweiligen Provinz abzufüh­

rende Summe an einer Ausgangssum­

me bemessen werden, die zwischen 

Zentrale und Provinz aufgrund der ört­

lichen Gewinnsituation jeweils konkret 

auszuhandeln war.

Soweit also die Gleichheiten. Was an­

dererseits die Unterschiede zwischen 

den drei Modellen anbelangt, so lief

- das "Jiangsu-Modell" darauf hinaus, 

daß der "Anteil der festzulegenden" 

Ablieferungspflicht einer Provinz alle 

vier Jahre neu ausgehandelt (daher der 

Name "guding bili baogan") und daß, 

zweitens, den Provinzen von Seiten der 

Zentralministerien nicht länger Vor­

schriften bei den Haushaltsausgaben 

gemacht werden sollten.

- Das etwas kompliziertere "Sichuan- 

Mode ll” war eine Variante der Auftei­

lungsregeln, wie sie bereits zwischen 

1951 und 1958 praktiziert worden wa­

ren. Es sah vier Kategorien vor, näm- 

lich (1) Einkommen, das in seinem 

ganzen Umfang an die Zentrale zu 

überweisen war, (2) Einkommen, das 

der Provinz verblieb, (3) Einkommen, 

das zu einer genau festgelegten Rate 

(guding bili) zwischen Zentrale und 

Provinz zu distribuieren war und 

(4) Einkommen, das durch Verhand­

lungen aufgeteilt werden sollte.

Das "Guangdong/Fujian-Modell" 

schließlich richtete sich nach dem alten 

Tauschablieferungssystem, wie es oben 

bereits beschrieben wurde.

Seit Beginn der 80er Jahre hatte man 

es schließlich gleich mit fünf verschie­

denen Finanzausgleichs-Modellen zu 

tun, die sich zum größten Teil bis heu­

te erhalten haben:

- Das von seiner technischen Hand­

habung her einfachste und zugleich 

auch der Regionalautonomie zuträg­

lichste Schema, nämlich das Guang­

dong/Fujian-Modell, wurde, wie der 

Name schon sagt, für die beiden Pro­

vinzen Guangdong und Fujian beibe­

halten, die damit von vornherein eine 

privilegierte Position erhielten. Be­

zeichnenderweise beginnen Staatsrats­

regelungen, wie eine einschlägige Mit­

teilung vom 4.12.82, stets mit der Klau­

sel: "Abgesehen von den beiden Pro­

vinzen Guangdong und Fujian..."43 Die 

jeweils an die Zentrale abzuliefernde 

Summe sollte nach diesem Schema alle 

fünf Jahre neu ausgehandelt werden. 

Über die Zahlung hinaus gab es keine 

weiteren Verpflichtungen. Die beiden 

Provinzen, in denen sich ja auch zahl­

reiche Experimentierzonen, u.a. die 

vier frühesten Wirtschaftssonderzonen 

befanden, konnten also mit den ihnen 

verbliebenen Haushaltsmitteln nach 

Belieben schalten und walten.

- Ganz am anderen Ende der Skala 

war jenes verhältnismäßig autonomie­

feindliche und straff gehandhabte Ab­

gabensystem angesiedelt, das den drei

- direkt der Zentralregierung unter­

stellten - Großstädten Beijing Tianjin 

und Shanghai auferlegt wurde. Ganz 

im Gegensatz zu Guangdong und Fu­

jian hatten diese Drei den an die Zen­

trale abzuliefernden Gewinnanteil je­

des Jahr neu auszuhandeln. Darüber 

hinaus konnten sie nicht einmal be ih­

ren Ausgaben nach freiem Belieben 

vorgehen.
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Anhand der vier Abgabemodalitäten, 

denen die "Fünf Tiger" unterliegen, 

kann man sich heute schon ausrech­

nen, daß Guangdong und Fujian, die 

am längsten Zügel hängen, den übri­

gen auch in Zukunft am weitesten da­

voneilen und kaum Anstalten machen 

dürften, sich wieder zügeln zu lassen, 

während Shanghai, auf dem der Reiter 

selber sitzt, es nicht leicht haben dürf­

te, diesen abzuwerfen. Die Zentralre­

gierung, die dem Abschüttelungsver- 

such eine Zeitlang mit der Peitsche wi­

derstanden hatte, greift inzwischen 

zum Zuckerrohr und bietet der Yang- 

zi-Metropole die Wirtschaftszone Pu­

dong als eine Art Ausgleich an. Ganz 

froh werden kann Shanghai dieses 

Trostgeschenks allerdings nicht, da 

Pudong, ganz im Gegensatz zu den 

Wirtschaftssonderzonen in Guangdong 

und Fujian, von Beijing ex ante so kräf­

tig mitgeplant und mitorganisiert wird, 

daß Pudong wohl nie mit lockeren Zü­

geln rechnen darf.

Zwischen diesen beiden Extremen be­

wegt en/bewegen sich die anderen drei 

Finanzausgleichs-Schemata.

- Da waren zunächst 15 Provinzen, die 

das "Sichuan-Modell” übernahmen; 

vier Arten von abgabepflichtigem Ein­

kommen waren hier zu unterscheiden, 

nämlich (1) ein fest fixierter Einkom­

mensanteil, der an die Zentrale abzu­

führen sowie (2) ein fixierter Einkom­

mensanteil, der von vorneherein der 

Provinz zu belassen war, (3) ein Ein- 

kommensanteil, der nach fixen und 

(4) ein weiterer Einkommensanteil, 

der nach variablen Kriterien aufzutei­

len war. Das Sichuan-Modell galt seit 

Anfang der 80er Jahre für die Provin­

zen Shandong, Hebei, Liaoning, Si­

chuan, Shaanxi, Gansu, Henan, Hubei, 

Hunan, Anhui, Shanxi, Zhejiang, 

Jiangxi, Jilin und Heilongjiang.

- Das ”Jiangsu-ModeU”, wie es oben 

beschrieben wurde, blieb in den 80er 

Jahren allein der leistungsfähigen Pro­

vinz gleichen Namens Vorbehalten.

- Acht weitere Provinzen und Auto­

nome Regionen schließlich blieben 

Sonderregelungen unterworfen, da von 

ihnen nicht nur kaum etwas zu holen 

ist, sondern da sie, umgekehrt, weitge­

hend von Zuschüssen leben, nämlich 

die Innere Mongolei, Xinjiang, Tibet, 

Ningxia, Guangxi, Yunnan, Qinghai 

und Guizhou.44

Tabelle: Aufteilung beim Finanzausgleich zwischen Zentrale und 

Provinzen (in %)

(Quelle: Peter Ferdinand, a.a.O., S.45)

Provinz 1956 1978 1982 1983 1984 1985

N

Beijing — 59.6 64.5 50.8 40.4 37.0

Tianjin — — 64.21 — 55.1 44.1

Hebei 5.1 28.1 18.4 22.3 6.8 33.2

Shanxi 11.9 -7.0 -2.7 0.6 -25.1 -30.6

Inner Mongolia 0.0 -63.1 -74.4 -69.4 -72.6 —

NO ,

Liaoning — 68.0 59.0 56.5 44.4 28.3

Jilin — 3.4 -30.8 -27.3 -26.2 -32.7

Heilongjiang 32.7 50.0 -44.3 -41.3 -41.2 -16.1

O

Shanghai — 84.6 87.7 85.7 81.1 76.9

Jiangsu 63.4 53.5 63.0 56.0 47.3 42.5

Zhejiang 61.1 35.4 49.3 46.1 37.5 38.4

Anhui 10.5 19.1 23.2 8.8 3.7 -4.1

Fujian — -0.1 -16.7 -28.3 -18.2 -18.1

Jiangxi 34.0 -24.5 -20.6 -22.9 -31.6 -30.4

Shandong 59.2 10.5 9.9 15.7 27.3 23.7

ZS ■

Henan 40.2 — — 17.8 6.3 -1.3

Hubei 35.5 4.4 30.1 30.0 24.7 13.3

Hunan 41.0 12.6 23.3 22.1 8.6 -2.3

Guangdong 59.6 31.3 20.2 16.8 3.0 3.7

Guangxi 18.5 . -28.3 -23.6 -27.9 -41.6 -32.2

sw

Sichuan 62.5 4.3 10.0 9.1 -3.2 -8.9

Guizhou 30.3 -49.2 -54.0 -45.0 -48.8 -39.3

Yunnan 18.7 -35.7 -16.7 -29.1 -37.5 -25.3

Tibet — — — — — —

NW

Shaanxi 23.5 7.4 . -21.6 -22.7 -33.0 -26.5

Gansu -11.0 30.2 -2.4 -9.7 -37.7 -31.8

Qinghai -61.5 -60.1 -79.2 -79.2 -81.8 -76.1

Ningxia — -45.2 -74.9 -74.5 -74.9 -69.6

Xinjiang -5.2 — — -68.7 -69.0 -70.4

Es ist bezeichnend, daß die hier im 

Mittelpunkt der Betrachtungen ste­

henden "Fünf Tiger" nicht etwa über 

einen einheitlichen Leisten gezogen 

sondern nicht weniger als vier ver­

schiedenen Finanzausgleichskategorien 

zugeordnet wurden.

Bei der großen Finanzreform von 1984 

fand zwar das Jiangsu-Modell wieder 

mehr Zulauf, doch war auch dies ledig­

lich einer jener vielen Änderungen, die 

zu bestätigen scheinen, daß im Ver­

hältnis zwischen Zentrale und Provin­

zen nichts beständiger ist als der 

Wechsel. Assoziiert wird hier das Bild 

eines Kranken, der, um seinen 

Schmerz zu lindern, sich dauernd von 

der einen auf die andere Seite wälzt, 

ohne daß die Pein je ganz nachläßt. 

Wie Oksenberg/Tong45 aufzeigen, ha­

ben sich allein in den 12 Jahren zwi­

schen 1968 und 1979 nicht weniger als 

6 Änderungen im Finanzausgleichsre­

gime ereignet, von denen jede lediglich 

1-3 Jahre lang vorhielt. Ohne wirklich 

umfassende Reformen im Bereich des 

Betriebseigentums, des Bankenwesens, 

der Besteuerung und der Preise dürfte 

es im Verhältnis zwischen Zentrale 

und Provinzen auch in Zukunft keine 

dauerhaften Finanzausgleichslösungen 

geben. In der Zwischenzeit müsse man 

zurechtkommen mit "jährlichen Ver­

handlungen, zwei- oder dreijährigen 

Regimewechseln und ständigen ’Trial- 

by-Error’-Anläufen"46

Man könnte an dieser Stelle einwen­

den, daß die Zentrale doch einfach 

neue Steuergesetze erlassen möge, um 

auf diese Weise einen direkten Zugriff 

auf die Abgaben zu erhalten. Ein sol­

cher Vorschlag ginge jedoch ins Leere: 

Zwar liegt die Steuergesetzgebung bei 

der Zentrale. An diesem rechtlichen 

Tatbestand läßt Beijing keinen Zweifel 

aufkommen und betont deshalb auch 

immer wieder, daß keine lokale Be­

hörde und keine lokale Abteilung auch 

nur das geringste Recht habe, Steuer­

regelungen zu treffen oder gar Steuern 

zu ermäßigen oder zu erlassen. Die 

Durchführung dieser Steuerregelungen 

jedoch liegt bei den örtlichen Behör­

den und nicht zuletzt auch bei den 

Provinzen: Dort also werden die Steu­

ern eingezogen, und von dort müssen 

sie an die Zentrale weitergeführt wer­

den; die Zentrale hat also nur einen 

indirekten, nicht einen direkten steuer­

lichen Zugriff.
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Steuern und Steuereinziehung

Die Einziehung der Abgaben war bis 

zur Reform von 1978 eine verhältnis­

mäßig einfache Angelegenheit gewe­

sen. Der Löwenanteil, der direkt an 

Beijing ging, bestand damals aus den 

Gewinnablieferungen der staatlichen 

Betriebe. Steuern mußten lediglich von 

kollektiveigenen Unternehmen bezahlt 

werden. "Beijing" schöpfte diese Gel­

der von den einzelnen Betrieben ab 

und verteilte sie dann wieder um. Da 

hier nicht selten nach dem Gießkan­

nenprinzip verfahren wurde, entwickel­

te sich ein Mechanismus, der die lei­

stungsfähigen Betriebe schröpfte und 

die konkursreifen Betriebe subventio­

nierte. "Alle aßen aus dem gleichen 

Topf' (chi da guo fan) - wie es damals 

hieß: Leistung wurde bestraft, Lei­

stungsversagen dagegen belohnt. Das 

Steuersystem hatte m.a.W. keinerlei 

"HebeT-Wirkung im Sinne einer Effi­

zienzsteigerung.

Dies änderte sich mit den Reformen 

von 1979. Im typischen Experimentier­

stil wurden verschiedene Betriebe der 

Provinz Hubei dazu aufgefordert, in 

Zukunft nicht mehr ihren Gewinn ab­

zuliefern, sondern statt dessen Steuern 

zu entrichten. Was nach Abzug der 

Steuern übrig blieb, sollte den Betrie­

ben zur eigenen Verfügung überlassen 

werden. Mit Hilfe dieses finanziellen 

Rückenpolsters sollten zugleich die be­

trieblichen Selbstentscheidungsbefug­

nisse gestärkt werden.

Das Experiment in Hubei erwies sich 

als so erfolgreich, daß sich bereits En­

de 1982 456 Industrie- und Transport­

betriebe in 18 Provinzen der Versuchs­

großserie anschlossen.47

Im Herbst 1983 erließ der Staatsrat 

"Versuchsbestimmungen über die Er­

setzung der Gewinnablieferung durch 

Steuerzahlung für staatliche Betriebe". 

48 Damit begann das "Li gai shui" - 

wörtlich: "Gewinnablieferung verwan­

delt sich in Steuern".

Da inzwischen auch Privatunterneh­

men wieder zugelassen worden waren, 

ergingen am 7.1.86 zusätzlich noch die 

1949) auf 9 gesenkt worden. Es gab, 

wie die Volkszeitung aufzählte, Steu­

ern auf den Umsatz (Produkt-, Mehr­

wert- und Verkaufssteuer), auf das Ei­

gentum (Haus-, Schiffs- und Fahrzeug­

steuer), auf Transaktionen (Schlacht- 

und Marktsteuem), auf das Einkom­

men, das Differentialeinkommen (Bo­

denschatz-, Landnutzungs- und Anla­

gevermögenssteuer) und auf bestimm­

te Ad-hoc-Vorgänge (z.B. Dieselöl-, 

Aufbau-, Überquotenboni-Steuern 

etc.).50

1984 wurden in einem großen Geset­

zespaket zusätzlich 11 neue Steuern 

eingeführt. Dies war der "zweite 

Schritt" (erbu) der Steuerreform.51

- Die ehemalige Industrie- und Han­

delssteuer wurde neu gegliedert und 

in Produkt-, Mehrwert-, Geschäfts­

betriebs- und Salzsteuer eingeteilt.52

- Des weiteren wurde eine Rohstoff­

steuer auf Rohöl, Naturgas und 

Kohle erhoben.

- Eingeführt wurde ferner eine Auf­

bausteuer, die der Stadtrenovierung 

zugute kommen sollte - also zweck­

gebunden war, und eine Immobilien­

steuer; des weiteren eine Bodennut­

zungssteuer und eine Fahrzeug- so­

wie Schiffssteuer.

- Darüber hinaus wurden staatseigene 

Betriebe verpflichtet, auf ihre Ge­

winne eine Körperschaftssteuer zu 

zahlen und zusätzlich Ausgleichsab­

gaben zu entrichten.53

Zusammen mit den bis dahin erlasse­

nen Steuern (Bau-, Brennstoff-, Pri­

vatunternehmens-, Wohnausgleichs-, 

Prämien-, Stempel-, Bankett-, Sonder-

Bis 1988 war die Zahl der Steuerarten 

auf 29 angestiegen. Raketenartig ent­

wickelte sich auch das Steueraufkom­

men: Hatte es 1978 lediglich 46,2 Mrd. 

Yuan betragen, so lag es 1988 bei 238 

Mrd. und machte damit rd. 20% des 

BSP aus.54

Steuern 

von Regio- 

übrigen auch zu­

ständig waren für Sanktionen gegen 

Steuerhinterziehung - ein günstiger 

Umstand, den die Provinzen schon 

bald zu ihren Gunsten zu nutzen wuß­

ten.
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Aushandeln von Abgabesätzen

Das Verhältnis zwischen Zentrale und 

Provinzen steht heutzutage keineswegs 

mehr unter dem Vorzeichen von 

Kommando und Subordination, son­

dern gestaltet sich auf dem Wege über 

Verhandlungen, Kompromisse und 

Manipulationen.

Von einem Regionalismus, wie er für 

die Schlußphase der Qing-Periode be­

zeichnend war (ungeführ 1850-1911), 

oder gar von einem "Warlordismus" im 

Stile der frühen republikanischen Pe­

riode (1911-1928) kann zwar keines­

wegs die Rede sein, doch zeichnen sich 

bereits heute wieder Entwicklungen 

ab, die sich solchen Zuständen in Zu­

kunft durchaus auf eine gewisse Di­

stanz annähern könnten. Gerade in 

den 80er Jahren hat sich erneut eine 

Struktur herausentwickelt, die der al­

ten Theorie von Audrey Donnithorne 

recht zu geben scheint, derzufolge 

China nicht monolithisch, sondern "zel­

lular" strukturiert ist55 Nur mit Hilfe 

von "Verantwortungssystemen", die 

zwischen den einzelnen Zellen errich­

tet werden, könne sichergestellt wer­

den, daß China nicht in seine Teile zer­

fällt, sondern trotz aller Verschieden­

heiten eine Einheit bleibt. Im großen 

und ganzen verblieben der Zentrale 

nur sieben große Kontrollbereiche, 

nämlich: 

usw.),

- Exporte und Importe im Rahmen 

der Außenwirtschaft,

- das Eisenbahn- und Verkehrswesen, 

soweit es dem Verkehrsministerium 

in Beijing untersteht,

- Gesamtinvestitionen, Großprojekte 

der Kapitalgüter-Investitionen,

- Eckwerte für Löhne und Personal

- und die höheren Lehranstalten.56

Im übrigen seien die Provinzen und 

untergeordneten Einheiten zuständig, 

wobei der Zentrale höchstens gewisse 

Aufsichtsrechte verbleiben.

"Vorläufigen Regelungen für die Ein­

kommensteuerpflicht der Einzelge­

werbetreibenden".

1984 war aber auch das Jahr der gro­

ßen Steuerreformen. Bis dahin war die 

Zahl der Steuerkategorien von 14 (ij.

Eingesammelt wurden die 

nicht von Zentral-, sondern 

nalbehörden, die im

Verbrauchs-, Schlacht-, Vieh- und 

Markthandelssteuern etc. war damit 

die Zahl der Steuerarten auf 26 ange­

stiegen. Die Umsatz- und die Körper­

schaftssteuern erbrachten von all die­

sen Abgaben schon bald den Löwenan­

teil. Außerdem waren seit 1980 Steu­

ergesetze für Ausländer erlassen wor­

den, die günstig ausfielen, weil sich 

China als attraktiver Anlegeplatz emp­

fehlen sollte.

die Sorge für den interprovinziellen 

Austausch industrieller Produkte 

(vor allem Stahl, Eisen, Kohle, 

Werkzeuge, Baumwolle usw.),

der Güteraustausch zwischen den 

Provinzen auf dem Gebiete land­

wirtschaftlicher Erzeugnisse (Ge­

treide, Baumwolle, Öl, Schweine
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Aber auch diese reduzierten Auf­

sichtsmodalitäten seien noch stark ein­

geschränkt: Es verblieben der Zentrale 

allenfalls gewisse Preiskontrollen, fer­

ner Möglichkeiten der Aufsicht über 

den Parteiapparat, Erhöhung oder 

Kürzung finanzieller Zuweisungen und 

vor allem das wohl stärkste Mittel, 

nämlich die Ernennung und Abberu­

fung höherer Funktionäre.

Im übrigen hat das "Verantwortungssy­

stem" als Klammer zwischen Zentrale 

und Provinzen zu dienen. Solange die 

Regionen ihre Aufgaben einigermaßen 

zufriedenstellend erfüllten, würden sie 

von der Zentrale in Frieden gelassen. 

Audrey Donnithorne geht insofern von 

einer Art "prästabilisierter Harmonie" 

aus (und sie spricht in der Tat auch 

von "harmonious self-sufficient 

groups".57

Diese auf die späten 50er Jahre bezo­

gene Beschreibung trifft inzwischen 

weitestgehend wieder zu. Vorbei ist es 

mit den früheren Zugriffsmöglichkei­

ten auf Zustände, die der Autor an an­

derer Stelle58 beschrieben hat.

Vor allem hat das Aushandeln - und 

manchmal regelrechte Schachern - 

zwischen Provinzen und Zentrale wie­

der einen zentralen Stellenwert erhal­

ten.

Da die Provinzen die von der Zentrale 

vorgeschriebenen Steuern einzuziehen 

haben, eröffnet sich für sie hier die 

Möglichkeit, Druck auf die Zentrale 

auszuüben und auf diese Weise höhere 

Einbehaltungsrechte durchzusetzen: 

Falls die Zentrale nicht bereit sein soll­

te, den Provinzen höhere Anteile am 

Aufkommen einzuräumen, so geriet sie 

in die Gefahr, daß die Regionalbehör­

den es mit der Ablieferung der einge­

zogenen Steuerbeträge nicht allzu ge­

nau nahmen oder daß sie zumindest 

kein Interesse zeigten, sich bei der 

Steuereinziehung und bei der Verfol­

gung von Steuerhinterziehung beson­

dere Mühe zu geben. Umgekehrt stei­

gerte sich der Einziehungseifer der 

Provinzen in dem Maße, wie sie sich 

Einbehaltungsdauern ausrechnen 

konnten. Dieser Eifer ließ sich auf 

mehrfache Weise instrumentieren, z.B. 

durch Einsatz einer höheren Zahl von 

Finanzbeamten oder aber durch einen 

besseren Schutz dieser Beamten, der 

sich als durchaus nötig erwies; stellte 

es sich doch heraus, daß beispielsweise 

1987 in der ganzen Volksrepublik 2.493

Steuerbehörden belagert, z.T. sogar 

erstürmt, 1.830 Steuerbeamte verprü­

gelt, 263 schwer verwundet und 7 sogar 

getötet wurden. Um solchen Fällen 

vorzubeugen, bedurfte es also schon 

erheblichen regionalen Aufwands, sei 

es nun, daß die Polizei oder aber daß 

Justiz und Staatsanwaltschaft verstärkt 

eingeschaltet wurden. All diese An­

strengungen allerdings müssen sich 

"rentieren"! Wenn Provinzen sich mit 

der Zentrale an den Verhandlungstisch 

setzen und die neuen Abgabesätze 

aushandeln, kommen also allerhand 

Gesichtspunkte ins Gespräch, die von 

den Vertretern Beijings sorgfältig be­

dacht sein wollen, wenn die Zentrale 

am Ende nicht den kürzeren ziehen 

soll!

Man kann sich gut vorstellen, daß sich 

die Repräsentanten der Hauptstadt 

nostalgisch an jene schönen Jahre zu­

rückerinnern, da es lediglich galt, die 

Gewinne der staatlichen Betriebe ab­

zuschöpfen. Um wieviel komplizierter 

war nun aber das Leben geworden, seit 

es 29 Steuern gab!

Ein weiterer Umstand, den es bei den 

Ausgleichsverhandlungen zwischen 

Zentrale und Provinzen zu berücksich­

tigen gilt, bleibt die Tatsache, daß ja 

auch die Provinzen ihrerseits mit den 

auf ihrem Gebiet angesiedelten Be­

trieben Quotenablieferungs-Arrange­

ments zu treffen pflegen, die sich ana­

log zu denen zwischen Provinz und 

Zentrale üblichen Abmachungen ver­

halten, so daß sich eine Verpflich­

tungskette ergibt - vom Betrieb zur 

Provinz und von der Provinz zur Zen­

trale. Die von der Beijinger Regierung 

erlassenen Abgaberegelungen werden 

durch solche "flexiblen" Lieferungsver­

einbarungen nicht selten ausgehöhlt. 

Der vom Autor bereits an anderer 

Stelle festgestellte Hang der VR China 

zum Partikularismus und zur Schaf­

fung "juristischer Enklaven" mit Hilfe 

von vertraglichen (Baogan-)Abma- 

chungen59 tritt hier auf besonders ein­

drucksvolle Weise in Erscheinung.

Dies ist nicht imbedenklich. Nicht zu­

letzt haben deshalb Experten des In­

ternationalen Währungsfonds die hier 

praktizierten Schacher-Methoden als 

höchst bedenklich für die Volkswirt­

schaft bezeichnet: "Die Prädominanz 

des Aushandelns, die zu einer höchst 

uneinheitlichen Steuerpolitik führt, 

und die Art und Weise, wie die Dezen­

tralisierung der Steuerbehörden be­

trieben wird, hat ... die Effizienz der 

Besteuerung als eines makroökono­

mischen Instruments geschwächt".60

4

Die Zukunft "Südchinas"

Der Süden, vor allem also die südost­

chinesische Küstenregion, hat seit Be­

ginn des Reformzeitalters eine sozio­

ökonomische Eigenständigkeit er­

reicht, die - unterstützt auch durch hi­

storische und kulturelle Determinan­

ten - so solide ist, daß sie Auswirkun­

gen auf ihr Verhältnis zur Zentrale 

und zum Gesamtverband der VR Chi­

na haben muß. Dies gilt um so mehr, 

als die Region, allen voran die Ge­

meinschaft der "Fünf Tiger", "entwick- 

lungsrichtig" liegt, d.h. den drei mo­

dernen Tendenzen der Demokratisie­

rung, der Ökonomisierung und der 

Regionalisierung seit einigen Jahren 

immer konsequenter gefolgt ist, wäh­

rend die Zentrale spätestens seit den 

Tiananmen-Ereignissen von 1989 eine 

Kehre vollzogen hat und wieder mit 

zentralistischen und "politökonomi­

schen" (KPCh-Monopol in allen Berei­

chen) Mitteln arbeiten möchte. Der 

hieraus entstandene Konflikt wird mit 

subtilen Mitteln ausgetragen. Auf kei­

nen Fall können die "Küstentiger" es 

wagen, sich administrativ vom Zen­

trum abzukoppeln, sie dürften aber mit 

Zähigkeit und Konsequenz alle Mög­

lichkeiten ausschöpfen, um sich wirt­

schaftlich zu entkoppeln und auf diese 

Weise ihre Marktchancen wahrzuneh­

men, die nicht nur im chinesischen 

Hinterland (diese Gebiete im Stich zu 

lassen, wäre geradezu töricht!), son­

dern vor allem "auf dem Wasser" lie­

gen, d.h. in Japan, in Taiwan, bei den 

Auslandschinesen - nicht zuletzt aber 

auch im weltweiten Handel. Südchina 

nimmt damit eine Tradition wieder 

auf, der es - bis zum Beginn der Ming- 

Dynastie - fast ein halbes Jahrtausend 

lang gefolgt war und an die es auch 

später sporadisch immer wieder ange­

knüpft hatte, vor allem in der zweiten 

Hälfte des 19 Jahrhunderts.

Zu einem der Kristallisationspunkte 

des neuen Netzwerkes dürfte Taiwan 

werden, das in den vergangenen Jahr­

zehnten vorexerziert hat, wie eine me­

takonfuzianische Kultur sich in der 

modernen Welt behaupten, ja wie es 

einen Teil des Weltmarkts aufrollen 

kann. Die Modell- und Drehscheiben­

funktion Taiwans61 dürfte für Südchina 

von wachsender Bedeutung sein: ist die 

Insel doch zur Spielform einer erfolg-
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reichen chinesischen Gesellschaft - und 

damit zu einer Alternative "Beijings” - 

geworden. Südchina steht vor der Wahl 

- und es dürfte sich heute schon mit 

seiner "schweigenden Mehrheit" für 

den Weg des "anderen China" ent­

schieden haben. Beijing steht demge­

genüber auf verlorenem Posten, wenn 

es nicht bald wieder zu einer liberale­

ren Politik zurückkehrt, wie sie etwa 

von Zhao Ziyang gesteuert wurde. Das 

altmodische Beijinger Konzept einer 

staatlichen Wiedereingliederung Tai­

wans sowie der Versuch, die Südchina- 

Provinzen mit administrativen, sowie 

Struktur- und finanzpolitischen Mitteln 

davon abzuhalten, den "drei Tenden­

zen der Zeit" zu folgen, sind mit an Si­

cherheit grenzender Wahrscheinlich­

keit zum Scheitern verurteilt.
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